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§ 13a Steuerbefreiung fÅr BetriebsvermÇgen,
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und
Anteile an Kapitalgesellschaften

(1) 1BegÅnstigtes VermÇgen im Sinne des § 13b Absatz 2 bleibt vorbehaltlich der fol-
genden Abs!tze zu 85 Prozent steuerfrei (Verschonungsabschlag), wenn der Erwerb be-
gÅnstigten VermÇgens im Sinne des § 13b Absatz 2 zuzÅglich der Erwerbe im Sinne des
Satzes 2 insgesamt 26 Millionen Euro nicht Åbersteigt. 2Bei mehreren Erwerben be-
gÅnstigten VermÇgens im Sinne des § 13b Absatz 2 von derselben Person innerhalb
von zehn Jahren werden bei der Anwendung des Satzes 1 die frÅheren Erwerbe nach
ihrem frÅheren Wert dem letzten Erwerb hinzugerechnet. 3Wird die Grenze von 26 Mil-
lionen Euro durch mehrere innerhalb von zehn Jahren von derselben Person anfallende
Erwerbe Åberschritten, entf!llt die Steuerbefreiung fÅr die bis dahin nach Satz 1 oder
Absatz 10 als steuerfrei behandelten frÅheren Erwerbe mit Wirkung fÅr die Vergangen-
heit. 4Die Festsetzungsfrist fÅr die Steuer der frÅheren Erwerbe endet nicht vor dem
Ablauf des vierten Jahres, nachdem das fÅr die Erbschaftsteuer zust!ndige Finanzamt
von dem letzten Erwerb Kenntnis erlangt.

(2) 1Der nach Anwendung des Absatzes 1 verbleibende Teil des begÅnstigten Ver-
mÇgens bleibt außer Ansatz, soweit der Wert dieses VermÇgens insgesamt 150 000
Euro nicht Åbersteigt (Abzugsbetrag). 2Der Abzugsbetrag von 150 000 Euro verringert
sich, soweit der Wert dieses VermÇgens insgesamt die Wertgrenze von 150 000 Euro
Åbersteigt, um 50 Prozent des diese Wertgrenze Åbersteigenden Betrags. 3Der Abzugs-
betrag kann innerhalb von zehn Jahren fÅr von derselben Person anfallende Erwerbe
begÅnstigten VermÇgens nur einmal berÅcksichtigt werden.

(3) 1Voraussetzung fÅr die Gew!hrung des Verschonungsabschlags nach Absatz 1 ist,
dass die Summe der maßgebenden j!hrlichen Lohnsummen (S!tze 6 bis 13) des Be-
triebs, bei Beteiligungen an einer Personengesellschaft oder Anteilen an einer Kapital-
gesellschaft des Betriebs der jeweiligen Gesellschaft innerhalb von fÅnf Jahren nach
dem Erwerb (Lohnsummenfrist) insgesamt 400 Prozent der Ausgangslohnsumme nicht
unterschreitet (Mindestlohnsumme). 2Ausgangslohnsumme ist die durchschnittliche
Lohnsumme der letzten fÅnf vor dem Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) enden-
den Wirtschaftsjahre. 3Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn

1. die Ausgangslohnsumme 0 Euro betr!gt oder

2. der Betrieb unter Einbeziehung der in den S!tzen 11 bis 13 genannten Beteiligun-
gen und Gesellschaften sowie der nach Maßgabe dieser Bestimmung anteilig ein-
zubeziehenden Besch!ftigten nicht mehr als fÅnf Besch!ftigte hat.

4An die Stelle der Mindestlohnsumme von 400 Prozent tritt bei

1. mehr als fÅnf, aber nicht mehr als zehn Besch!ftigten eine Mindestlohnsumme von
250 Prozent,

2. mehr als zehn, aber nicht mehr als 15 Besch!ftigten eine Mindestlohnsumme von
300 Prozent.
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5Unterschreitet die Summe der maßgebenden j!hrlichen Lohnsummen die Mindest-
lohnsumme, vermindert sich der nach Absatz 1 zu gew!hrende Verschonungsabschlag
mit Wirkung fÅr die Vergangenheit in demselben prozentualen Umfang, wie die Min-
destlohnsumme unterschritten wird. 6Die Lohnsumme umfasst alle VergÅtungen (LÇh-
ne und Geh!lter und andere BezÅge und Vorteile), die im maßgebenden Wirtschafts-
jahr an die auf den Lohn- und Gehaltslisten erfassten Besch!ftigten gezahlt werden.
7Außer Ansatz bleiben VergÅtungen an solche Besch!ftigte,

1. die sich im Mutterschutz im Sinne des Mutterschutzgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. Juni 2002 (BGBl I S. 2318), das zuletzt durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (BGBl I S. 2246) ge!ndert worden ist, befinden oder

2. die sich in einem Ausbildungsverh!ltnis befinden oder

3. die Krankengeld im Sinne des § 44 des FÅnften Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzli-
che Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl I
S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Mai 2016 (BGBl I
S. 1254) ge!ndert worden ist, beziehen oder

4. die Elterngeld im Sinne des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl I S. 33) beziehen oder

5. die nicht ausschließlich oder Åberwiegend in dem Betrieb t!tig sind (Saisonarbei-
ter);

diese im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) einem Betrieb zuzurechnenden Be-
sch!ftigten bleiben bei der Anzahl der Besch!ftigten des Betriebs im Sinne der S!tze 3
und 4 unberÅcksichtigt. 8Zu den VergÅtungen z!hlen alle Geld- oder Sachleistungen
fÅr die von den Besch!ftigten erbrachte Arbeit, unabh!ngig davon, wie diese Leistun-
gen bezeichnet werden und ob es sich um regelm!ßige oder unregelm!ßige Zahlungen
handelt. 9Zu den LÇhnen und Geh!ltern gehÇren alle von den Besch!ftigten zu entrich-
tenden Sozialbeitr!ge, Einkommensteuern und Zuschlagsteuern – auch dann, wenn sie
vom Arbeitgeber einbehalten und von ihm im Namen des Besch!ftigten direkt an den
Sozialversicherungstr!ger und die SteuerbehÇrde abgefÅhrt werden. 10Zu den LÇhnen
und Geh!ltern z!hlen alle von den Besch!ftigten empfangenen SondervergÅtungen,
Pr!mien, Gratifikationen, Abfindungen, ZuschÅsse zu Lebenshaltungskosten, Familien-
zulagen, Provisionen, TeilnehmergebÅhren und vergleichbare VergÅtungen. 11GehÇren
zum BetriebsvermÇgen des Betriebs, bei Beteiligungen an einer Personengesellschaft
und Anteilen an einer Kapitalgesellschaft des Betriebs der jeweiligen Gesellschaft, un-
mittelbar oder mittelbar Beteiligungen an Personengesellschaften, die ihren Sitz oder
ihre Gesch!ftsleitung im Inland, in einem Mitgliedstaat der Europ!ischen Union oder
in einem Staat des Europ!ischen Wirtschaftsraums haben, sind die Lohnsummen und
die Anzahl der Besch!ftigten dieser Gesellschaften einzubeziehen zu dem Anteil, zu
dem die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung besteht. 12Satz 11 gilt fÅr Anteile an
Kapitalgesellschaften entsprechend, wenn die unmittelbare oder mittelbare Betei-
ligung mehr als 25 Prozent betr!gt. 13Im Fall einer Betriebsaufspaltung sind die Lohn-
summen und die Anzahl der Besch!ftigten der Besitzgesellschaft und der Betriebs-
gesellschaft zusammenzuz!hlen.
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(4) 1Das fÅr die Bewertung der wirtschaftlichen Einheit Çrtlich zust!ndige Finanzamt
im Sinne des § 152 Nummer 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes stellt die Ausgangslohn-
summe, die Anzahl der Besch!ftigten und die Summe der maßgebenden j!hrlichen
Lohnsummen gesondert fest, wenn diese Angaben fÅr die Erbschaftsteuer oder eine
andere Feststellung im Sinne dieser Vorschrift von Bedeutung sind. 2Bei Anteilen an
Kapitalgesellschaften, die nach § 11 Absatz 1 des Bewertungsgesetzes zu bewerten
sind, trifft die Feststellungen des Satzes 1 das Çrtlich zust!ndige Finanzamt entspre-
chend § 152 Nummer 3 des Bewertungsgesetzes. 3Die Entscheidung Åber die Bedeu-
tung trifft das Finanzamt, das fÅr die Festsetzung der Erbschaftsteuer oder die Feststel-
lung nach § 151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bewertungsgesetzes zust!ndig ist.
4§ 151 Absatz 3 und die §§ 152 bis 156 des Bewertungsgesetzes sind auf die S!tze 1
bis 3 entsprechend anzuwenden.

(5) 1Ein Erwerber kann den Verschonungsabschlag (Absatz 1) und den Abzugsbetrag
(Absatz 2) nicht in Anspruch nehmen, soweit er begÅnstigtes VermÇgen im Sinne des
§ 13b Absatz 2 auf Grund einer letztwilligen VerfÅgung des Erblassers oder einer
rechtsgesch!ftlichen VerfÅgung des Erblassers oder Schenkers auf einen Dritten Åber-
tragen muss. 2Gleiches gilt, wenn ein Erbe im Rahmen der Teilung des Nachlasses be-
gÅnstigtes VermÇgen im Sinne des § 13b Absatz 2 auf einen Miterben Åbertr!gt.
3"bertr!gt ein Erbe erworbenes begÅnstigtes VermÇgen im Sinne des § 13b Absatz 2
im Rahmen der Teilung des Nachlasses auf einen Dritten und gibt der Dritte dabei die-
sem Erwerber nicht begÅnstigtes VermÇgen hin, das er vom Erblasser erworben hat,
erhÇht sich insoweit der Wert des begÅnstigten VermÇgens des Dritten um den Wert
des hingegebenen VermÇgens, hÇchstens jedoch um den Wert des Åbertragenen Ver-
mÇgens.

(6) 1Der Verschonungsabschlag (Absatz 1) und der Abzugsbetrag (Absatz 2) fallen
nach Maßgabe des Satzes 2 mit Wirkung fÅr die Vergangenheit weg, soweit der Erwer-
ber innerhalb von fÅnf Jahren (Behaltensfrist)

1. einen Gewerbebetrieb oder einen Teilbetrieb, eine Beteiligung an einer Gesellschaft
im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 oder § 18 Absatz 4 Satz 2
des Einkommensteuergesetzes, einen Anteil eines persÇnlich haftenden Gesell-
schafters einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einen Anteil daran ver-
!ußert; als Ver!ußerung gilt auch die Aufgabe des Gewerbebetriebs. 2Gleiches gilt,
wenn wesentliche Betriebsgrundlagen eines Gewerbebetriebs ver!ußert oder in
das PrivatvermÇgen ÅberfÅhrt oder anderen betriebsfremden Zwecken zugefÅhrt
werden oder wenn Anteile an einer Kapitalgesellschaft ver!ußert werden, die der
Ver!ußerer durch eine Sacheinlage (§ 20 Absatz 1 des Umwandlungssteuergesetzes
vom 7. Dezember 2006 (BGBl I S. 2782, 2791), zuletzt ge!ndert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 2. November 2015 (BGBl I S. 1834), in der jeweils geltenden Fassung)
aus dem BetriebsvermÇgen im Sinne des § 13b erworben hat oder wenn eine Betei-
ligung an einer Gesellschaft im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Ab-
satz 3 oder § 18 Absatz 4 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes oder ein Anteil da-
ran ver!ußert wird, den der Ver!ußerer durch eine Einbringung des Betriebsver-
mÇgens im Sinne des § 13b in eine Personengesellschaft (§ 24 Absatz 1 des Um-
wandlungssteuergesetzes) erworben hat;
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2. das land- und forstwirtschaftliche VermÇgen im Sinne des § 168 Absatz 1 Num-
mer 1 des Bewertungsgesetzes und selbst bewirtschaftete GrundstÅcke im Sinne
des § 159 des Bewertungsgesetzes ver!ußert.2 Gleiches gilt, wenn das land- und
forstwirtschaftliche VermÇgen einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft nicht
mehr dauernd zu dienen bestimmt ist oder wenn der bisherige Betrieb innerhalb
der Behaltensfrist als StÅckl!nderei zu qualifizieren w!re oder GrundstÅcke im Sin-
ne des § 159 des Bewertungsgesetzes nicht mehr selbst bewirtschaftet werden;

3. als Inhaber eines Gewerbebetriebs, als Gesellschafter einer Gesellschaft im Sinne
des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 oder § 18 Absatz 4 Satz 2 des Ein-
kommensteuergesetzes oder als persÇnlich haftender Gesellschafter einer Kom-
manditgesellschaft auf Aktien bis zum Ende des letzten in die FÅnfjahresfrist fallen-
den Wirtschaftsjahres Entnahmen t!tigt, die die Summe seiner Einlagen und der
ihm zuzurechnenden Gewinne oder Gewinnanteile seit dem Erwerb um mehr als
150 000 Euro Åbersteigen; Verluste bleiben unberÅcksichtigt. 2Gleiches gilt fÅr Inha-
ber eines begÅnstigten Betriebs der Land- und Forstwirtschaft oder eines Teil-
betriebs oder eines Anteils an einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft. 3Bei
AusschÅttungen an Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft ist sinngem!ß zu ver-
fahren;

4. Anteile an Kapitalgesellschaften im Sinne des § 13b Absatz 1 Nummer 3 ganz oder
teilweise ver!ußert; eine verdeckte Einlage der Anteile in eine Kapitalgesellschaft
steht der Ver!ußerung der Anteile gleich. 2Gleiches gilt, wenn die Kapitalgesell-
schaft innerhalb der Frist aufgelÇst oder ihr Nennkapital herabgesetzt wird, wenn
diese wesentliche Betriebsgrundlagen ver!ußert und das VermÇgen an die Gesell-
schafter verteilt wird; Satz 1 Nummer 1 Satz 2 gilt entsprechend;

5. im Fall des § 13b Absatz 1 Nummer 3 Satz 2 die VerfÅgungsbeschr!nkung oder die
StimmrechtsbÅndelung aufgehoben wird.

2Der rÅckwirkende Wegfall des Verschonungsabschlags beschr!nkt sich in den F!llen
des Satzes 1 Nummer 1, 2, 4 und 5 auf den Teil, der dem Verh!ltnis der im Zeitpunkt
der sch!dlichen VerfÅgung verbleibenden Behaltensfrist einschließlich des Jahres, in
dem die VerfÅgung erfolgt, zur gesamten Behaltensfrist entspricht. 3In den F!llen des
Satzes 1 Nummer 1, 2 und 4 ist von einer rÅckwirkenden Besteuerung abzusehen,
wenn der Ver!ußerungserlÇs innerhalb der jeweils nach § 13b Absatz 1 begÅns-
tigungsf!higen VermÇgensart verbleibt. 4Hiervon ist auszugehen, wenn der Ver!uße-
rungserlÇs innerhalb von sechs Monaten in entsprechendes VermÇgen investiert wird,
das zum begÅnstigten VermÇgen im Sinne des § 13b Absatz 2 gehÇrt.

(7) 1Der Erwerber ist verpflichtet, dem fÅr die Erbschaftsteuer zust!ndigen Finanzamt
innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Ablauf der Lohnsummenfrist das Unter-
schreiten der Mindestlohnsumme (Absatz 3 Satz 1) anzuzeigen. 2In den F!llen des Ab-
satzes 6 ist der Erwerber verpflichtet, dem fÅr die Erbschaftsteuer zust!ndigen Finanz-
amt den entsprechenden Sachverhalt innerhalb einer Frist von einem Monat, nachdem
der jeweilige Tatbestand verwirklicht wurde, anzuzeigen. 3Die Festsetzungsfrist fÅr die
Steuer endet nicht vor dem Ablauf des vierten Jahres, nachdem das fÅr die Erbschaft-
steuer zust!ndige Finanzamt von dem Unterschreiten der Mindestlohnsumme (Absatz
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3 Satz 1) oder dem Verstoß gegen die Behaltensregelungen (Absatz 6) Kenntnis er-
langt. 4Die Anzeige ist eine Steuererkl!rung im Sinne der Abgabenordnung. 5Sie ist
schriftlich abzugeben. 6Die Anzeige hat auch dann zu erfolgen, wenn der Vorgang zu
keiner Besteuerung fÅhrt.

(8) Soweit nicht inl!ndisches VermÇgen zum begÅnstigten VermÇgen im Sinne des
§ 13b Absatz 2 gehÇrt, hat der Steuerpflichtige nachzuweisen, dass die Voraussetzun-
gen fÅr eine Steuerbefreiung im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) und w!h-
rend der gesamten in den Abs!tzen 3 und 6 genannten Zeitr!ume bestehen.

(9) 1FÅr begÅnstigtes VermÇgen im Sinne des § 13b Absatz 2 wird vor Anwendung des
Absatzes 1 ein Abschlag gew!hrt, wenn der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung Be-
stimmungen enth!lt, die

1. die Entnahme oder AusschÅttung auf hÇchstens 37,5 Prozent des um die auf den
Gewinnanteil oder die AusschÅttungen aus der Gesellschaft entfallenden Steuern
vom Einkommen gekÅrzten Betrages des steuerrechtlichen Gewinns beschr!nken;
Entnahmen zur Begleichung der auf den Gewinnanteil oder die AusschÅttungen
aus der Gesellschaft entfallenden Steuern vom Einkommen bleiben von der Be-
schr!nkung der Entnahme oder AusschÅttung unberÅcksichtigt und

2. die VerfÅgung Åber die Beteiligung an der Personengesellschaft oder den Anteil an
der Kapitalgesellschaft auf Mitgesellschafter, auf AngehÇrige im Sinne des § 15 der
Abgabenordnung oder auf eine Familienstiftung (§ 1 Absatz 1 Nummer 4) be-
schr!nken und

3. fÅr den Fall des Ausscheidens aus der Gesellschaft eine Abfindung vorsehen, die un-
ter dem gemeinen Wert der Beteiligung an der Personengesellschaft oder des An-
teils an der Kapitalgesellschaft liegt,

und die Bestimmungen den tats!chlichen Verh!ltnissen entsprechen. 2Gelten die in
Satz 1 genannten Bestimmungen nur fÅr einen Teil des begÅnstigten VermÇgens im
Sinne des § 13b Absatz 2, ist der Abschlag nur fÅr diesen Teil des begÅnstigten Ver-
mÇgens zu gew!hren. 3Die HÇhe des Abschlags entspricht der im Gesellschaftsvertrag
oder in der Satzung vorgesehenen prozentualen Minderung der Abfindung gegenÅber
dem gemeinen Wert (Satz 1 Nummer 3) und darf 30 Prozent nicht Åbersteigen. 4Die
Voraussetzungen des Satzes 1 mÅssen zwei Jahre vor dem Zeitpunkt der Entstehung
der Steuer (§ 9) vorliegen. 5Die Steuerbefreiung entf!llt mit Wirkung fÅr die Vergan-
genheit, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht Åber einen Zeitraum von 20 Jah-
ren nach dem Zeitpunkt der Entstehung der Steuer (§ 9) eingehalten werden; die
§§ 13c und 28a bleiben unberÅhrt. 6In den F!llen des Satzes 1

1. ist der Erwerber verpflichtet, dem fÅr die Erbschaftsteuer zust!ndigen Finanzamt
die $nderungen der genannten Bestimmungen oder der tats!chlichen Verh!ltnisse
innerhalb einer Frist von einem Monat anzuzeigen,

2. endet die Festsetzungsfrist fÅr die Steuer nicht vor dem Ablauf des vierten Jahres,
nachdem das fÅr die Erbschaftsteuer zust!ndige Finanzamt von der $nderung einer
der in Satz 1 genannten Bestimmungen oder der tats!chlichen Verh!ltnisse Kennt-
nis erlangt.
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(10) 1Der Erwerber kann unwiderruflich erkl!ren, dass die Steuerbefreiung nach den
Abs!tzen 1 bis 9 in Verbindung mit § 13b nach folgender Maßgabe gew!hrt wird:

1. In Absatz 1 Satz 1 tritt an die Stelle des Verschonungsabschlags von 85 Prozent ein
Verschonungsabschlag von 100 Prozent;

2. in Absatz 3 Satz 1 tritt an die Stelle der Lohnsummenfrist von fÅnf Jahren eine Lohn-
summenfrist von sieben Jahren;

3. in Absatz 3 Satz 1 und 4 tritt an die Stelle der Mindestlohnsumme von 400 Prozent
eine Mindestlohnsumme von 700 Prozent;

4. in Absatz 3 Satz 4 Nummer 1 tritt an die Stelle der Mindestlohnsumme von
250 Prozent eine Mindestlohnsumme von 500 Prozent;

5. in Absatz 3 Satz 4 Nummer 2 tritt an die Stelle der Mindestlohnsumme von
300 Prozent eine Mindestlohnsumme von 565 Prozent;

6. in Absatz 6 tritt an die Stelle der Behaltensfrist von fÅnf Jahren eine Behaltensfrist
von sieben Jahren.

2Voraussetzung fÅr die Gew!hrung der Steuerbefreiung nach Satz 1 ist, dass das be-
gÅnstigungsf!hige VermÇgen nach § 13b Absatz 1 nicht zu mehr als 20 Prozent aus
VerwaltungsvermÇgen nach § 13b Absatz 3 und 4 besteht. 3Der Anteil des Verwal-
tungsvermÇgens am gemeinen Wert des Betriebs bestimmt sich nach dem Verh!ltnis
der Summe der gemeinen Werte der EinzelwirtschaftsgÅter des Verwaltungsver-
mÇgens nach § 13b Absatz 3 und 4 zum gemeinen Wert des Betriebs.

(11) Die Abs!tze 1 bis 10 gelten in den F!llen des § 1 Absatz 1 Nummer 4 entspre-
chend.

Hinweis: Koordinierter L!ndererlass v. 22. 6. 2017 zur Anwendung der ge!nderten Vorschriften des
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (AEErbSt 2017) – BStBl 2017 I 902.
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(4) Konfusion 141
(5) Absinken der Beteiligungsquoten durch

KapitalerhÇhung 142 - 145
3. DurchfÅhrung der Nachversteuerung 146 - 160

a) Reduzierung pro rata temporis 149
b) Nachversteuerung der "berentnahmen 150
c) Abzugsbetrag 151
d) Zus!tzlicher Verstoß gegen die Lohnsummenfrist (externer

Doppelverstoß) 152 - 160
4. Reinvestitionsklausel (§ 13a Abs. 6 S!tze 3 und 4 ErbStG) 161 - 164

VII. Anzeigepflichten (§ 13a Abs. 7 ErbStG) 165 - 172
1. Verfahrensrechtlicher Hintergrund 166 - 168
2. Inhalt der Anzeige 169 - 170
3. Fristen 171
4. Konsequenzen eines Verstoßes 172

VIII. Nachweispflichten bei AuslandsvermÇgen (§ 13a Abs. 8 ErbStG) 173 - 180
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IX. Vorababschlag fÅr Familienunternehmen (§ 13a Abs. 9 ErbStG) 181 - 215
1. Entnahme- und AusschÅttungsbeschr!nkung (§ 13b Abs. 9 Satz 1

Nr. 1 ErbStG) 186 - 192
2. VerfÅgungsbeschr!nkung (§ 13b Abs. 9 Satz 1 Nr. 2 ErbStG) 193 - 200
3. Abfindungsbeschr!nkung (§ 13b Abs. 9 Satz 1 Nr. 3 ErbStG) 201 - 205
4. Zeitliche Anforderung 206 - 210
5. Verfahrensrechtliche Regelung (§ 13a Abs. 9 Satz 6 ErbStG) 211 - 215

X. OptionsmÇglichkeit des Steuerpflichtigen (§ 13a Abs. 10 ErbStG) 216 - 225
XI. Ersatzerbschaftsteuer (§ 13a Abs. 10 ErbStG) 226

I. Vorbemerkung zu § 13a ErbStG

1. Entstehungsgeschichte1

Mit dem Steuerentlastungsgesetz 19842 hat der Gesetzgeber in § 117a BewG erstmalig
eine Bestimmung zur BegÅnstigung betrieblichen VermÇgens bei der Erbschaft- und
Schenkungsteuer geschaffen, welche inl!ndisches BetriebsvermÇgen bei der Ermittlung
des GesamtvermÇgens durch einen personenbezogenen Freibetrag i. H.v. 500 000 DM
und einen Ansatz des verbleibenden VermÇgens mit lediglich 75 % privilegierte.3 In An-
lehnung an diese Vorschrift wurde zun!chst durch das Standortsicherungsgesetz4 die
Vorschrift des § 13 Abs. 2a ErbStG eingefÅhrt, die mit Wirkung ab 1. 1. 1994 Erwerbe
durch Erbanfall und VermÇgensÅbertragungen im Wege der vorweggenommenen Erb-
folge begÅnstigte, soweit sie die Nachfolge in BetriebsvermÇgen i. S. d. § 12 Abs. 5
BewG zum Gegenstand hatten. Bereits diese Regelung war mit einer Behaltensvor-
schrift versehen (§ 13 Abs. 2a Satz 3 ErbStG a. F.). Durch das JStG 19965 wurde die Be-
gÅnstigung auf Anteile an Kapitalgesellschaften erweitert, sofern der Erblasser oder
Schenker „mindestens zu einem Viertel“ unmittelbar am Nennkapital der Gesellschaft
beteiligt war. Unver!ndert blieb zun!chst die Beschr!nkung auf Erwerbe durch Erb-
anfall sowie im Zuge der vorweggenommenen Erbfolge. Die Behaltensvorschrift wurde
auf die neu aufgenommenen Anteile an Kapitalgesellschaften ausgedehnt, allerdings
in einer gegenÅber dem BetriebsvermÇgen massiv versch!rften Form.6 Das JStG 1996,
welches mit Wirkung zum 1. 1. 1996 in Kraft h!tte treten sollen, wurde jedoch durch
das rÅckwirkend zum selben Zeitpunkt in Kraft gesetzte JStG 19977 Åberholt. Anlass
fÅr diese gesetzliche Nachbesserung war der Gesetzgebungsimpuls, den das BVerfG
mit seinen Entscheidungen v. 22. 6. 19958 gegeben hatte. Beiden Entscheidungen ist
gemein, dass das BVerfG dem Gesetzgeber in erheblichem Umfang steuerpolitische
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3 Zur Problematik dieser Vorschrift vgl. HÅbner in Falterbaum/Barthel/HÅbner, Bewertungsrecht, VermÇgen-
steuer, Rn. 13.37 ff.

4 StandOG v. 13. 9. 1993, BGBl 1993 I 1569.

5 JStG 1996 v. 11. 10. 1995, BGBl 1995 I 1250.

6 Zu den Regelungen durch das JStG 1996 ausfÅhrlich HÅbner, NWB F. 10, 701 ff.

7 JStG 1997 v. 20. 12. 1996, BGBl 1996 I 2049.

8 BVerfG v. 22. 6. 1995 2 BvL 37/91, BVerfGE 93, 121 (VermÇgensteuer); BVerfG v. 22. 6. 1995 2 BvR 552/91,
BVerfGE 93, 165 (Erbschaftsteuer).
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Vorgaben unterbreitet, die das Gericht als zwingende Folgerungen aus dem Verfas-
sungsrecht erachtet.1 Dabei betonte das BVerfG, dass vor allem mittelst!ndische Un-
ternehmen in besonderer Weise gemeinwohlgebunden und gemeinwohlverpflichtet
seien und daher die Erbschaftsteuerlast so bemessen sein mÅsse, dass die FortfÅhrung
des Betriebes steuerlich nicht gef!hrdet wird.

Mit dem JStG ist die Politik auf die Anregungen des BVerfG eingegangen. Anstatt je-
doch den steuersystematisch2 und im Hinblick auf die Maßgaben des Art. 3 GG nahelie-
genden Weg einer erweiterten Bemessungsgrundlage bei signifikant reduzierten Steu-
ers!tzen zu beschreiten; entschied sich der Gesetzgeber fÅr eine andere Vorgehenswei-
se: Die Bemessungsgrundlage der Erbschaftsteuer wurde weiter ausgehÇhlt und in der
Folge – nicht nur – dieser Privilegierung wurden die Steuers!tze zum Teil erheblich er-
hÇht.3 Die hierdurch verursachten Diskrepanzen zwischen der Besteuerung von Erwer-
ben nicht begÅnstigten VermÇgens gegenÅber dem Erwerb von begÅnstigtem Ver-
mÇgen haben sich seitdem – nicht zuletzt durch die Neufassung von § 13a ErbStG
durch das ErbStRG vom 24. 12. 20084 – in einer vor dem Hintergrund des Postulats der
Gleichm!ßigkeit der Besteuerung (Art. 3 GG) hÇchst fragwÅrdigen Weise weiter ver-
sch!rft. Vor allem hierin liegt der Grund dafÅr, dass das Erbschaft- und Schenkungsteu-
errecht bis heute nicht zur Ruhe gekommen ist und weiter auf dem verfassungsrecht-
lichen PrÅfstand steht.5

Das JStG 1997 trat rÅckwirkend zum 1. 1. 1996 in Kraft und brachte fÅr den Regelungs-
bereich des § 13a ErbStG eine Reihe von $nderungen:

" Ausdehnung der begÅnstigten Erwerbsvorg!nge auf alle Erwerbe von Todes wegen
(§ 13a Abs. 1 Nr. 1 ErbStG) und in der Folge dieser Erweiterung eine komplizierte Re-
gelung zur BegÅnstigungsgew!hrung bei zweistufigen Erwerben (§ 13a Abs. 3
ErbStG);

" Ausschluss der isolierten "bertragung von SonderbetriebsvermÇgen (§ 13a Abs. 4
Nr. 1 ErbStG);

" ErhÇhung der Mindestbeteiligungsquote bei begÅnstigten Anteilen an Kapitalge-
sellschaften auf die gesellschaftsrechtliche Sperrminorit!t von mehr als einem Vier-
tel (§ 13a Abs. 4 Nr. 3 ErbStG);6
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1 Zur Kritik an den Entscheidungen des BVerfG vgl. das abweichende Votum von BÇckenfÇrde zu BVerfGE 93,
121 und HÅbner, Die Zukunft der Einheitsbewertung, 138 ff.

2 Aufgrund ihrer Ausgestaltung nicht als „Nachlasssteuer“ sondern als „Erbanfallsteuer“ (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 1;
§ 10 Abs. 1 Satz 1 u. Abs. 3, § 27 Abs. 1 ErbStG) steht die deutsche Erbschaftsteuer den Verkehrsteuern deut-
lich n!her als den Besitzsteuern.

3 Diese Kritik gilt fÅr das JStG 1997 insgesamt: insbesondere auch die Abschaffung der VSt, das Bewertungs-
verfahren fÅr den Grundbesitz, die massive ErhÇhung der persÇnlichen Freibetr!ge bei der Erbschaftsteuer
werden flankiert von einer ErhÇhung der GrESt und der Steuers!tze bei der ErbSt.

4 BStBl 2008 I 3018.

5 Vgl. nur BVerfG v. 30. 10. 2010 1 BvR 3196/09, 1 BvR 3197/09, 1 BvR 3198/09, DStR 2010, 2508 ff. (Verfas-
sungsbeschwerde mangels Selbstbetroffenheit nicht zur Entscheidung angenommen); BFH v. 1. 4. 2010 - II
B 168/09, DStR 2010, 749 ff. (keine Aussetzung der Vollziehung wegen geltend gemachter Verfassungswid-
rigkeit des ErbStRG). Zuletzt BFH v. 5. 10. 2011 – II R 9/11 (PrÅfung der Verfassungsm!ßigkeit des ErbStRG
– Beitrittsaufforderung an das BMF).

6 Vgl. insoweit jedoch die "bergangsregelung in § 37 Abs. 3 ErbStG fÅr den RÅckwirkungszeitraum 1996.



" Ausdehnung des begÅnstigten VermÇgens auf land- und forstwirtschaftliches Ver-
mÇgen (§ 13a Abs. 4 Nr. 3 ErbStG) und korrespondierende Erweiterung der Behal-
tensregelung (§ 13a Abs. 5 Nr. 2 ErbStG);

" EinfÅhrung (im Hinblick auf das JStG 1996 ErhÇhung) des Bewertungsabschlags von
40 % (§ 13a Abs. 2 ErbStG);

" Ausdehnung der Behaltensregelung auf sogenannte "berentnahmen (§ 13a Abs. 5
Nr. 3 ErbStG);

" EinfÅhrung einer VerzichtsmÇglichkeit (§ 13a Abs. 6 ErbStG) im Hinblick auf die
gleichfalls neu eingefÅhrte Regelung zur Schuldenkappung in § 10 Abs. 6 Satz 5
ErbStG;

" Ausdehnung des Anwendungsbereichs der BegÅnstigung auf die Ersatzerbschaft-
steuer (§ 13a Abs. 7 ErbStG).

Der Gesetzgeber hat sich in Anlehnung an die Rechtsprechung des BVerfG auf die er-
hÇhte Sozialbindung des privilegierten VermÇgens berufen. Fraglich war allerdings, ob
der Gesetzgeber sich ausreichend um die Zielgenauigkeit von § 13a ErbStG bemÅht
hatte. Insoweit war unverkennbar, dass dies insbesondere durch die Behaltensregelun-
gen (§ 13a Abs. 5 ErbStG) versucht wurde. In diesem Zusammenhang musste auch ge-
sehen werden, dass die Vorg!ngerregelung des § 13a Abs. 2a ErbStG a. F. als begÅnstig-
ten Erwerb von Todes wegen ausschließlich den Erwerb durch Erbanfall anerkannte.
Dies hatte – neben anderen Nachteilen – zur Folge, dass die BegÅnstigung in einer Rei-
he von F!llen vom begÅnstigten VermÇgen getrennt wurde und so etwa dem Erben
verblieb, obwohl das begÅnstigte VermÇgen auf einen Verm!chtnisnehmer Åbertragen
werden musste. Nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 ErbStG i. d. F. des JStG 1997 wurden nunmehr
alle Erwerbe von Todes wegen begÅnstigt. Diese Regelung und insbesondere die eben-
falls in diesem Kontext zu sehende Neuregelung des § 13a Abs. 3 ErbStG diente dem
Ziel, die BegÅnstigung dem Erwerber zu gew!hren, der in seiner Person den die BegÅns-
tigung rechtfertigenden Grund verwirklichte.

Mit Beschluss v. 7. 11. 2006 stellte das BVerfG fest, dass die durch § 19 Abs. 1 ErbStG
angeordnete Erhebung der Erbschaftsteuer mit einheitlichen Steuers!tzen auf den
Wert des Erwerbs mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist. Das BVerfG sah in der un-
terschiedlichen Bewertung der VermÇgensarten, insbesondere der Bewertung von Be-
triebsvermÇgen unterhalb des gemeinen Wertes, einen Verstoß gegen den Gleichheits-
satz des Art. 3 Abs. 1 GG.

Aufgrund der Vorgaben durch das BVerfG fÅhrte der Gesetzgeber mit dem ErbStRG
2009 erstmalig die Bewertung des BetriebsvermÇgens zu Verkehrswerten ein (§ 12
ErbStG) und pr!zisierte die einzelnen Anforderungen der BegÅnstigung von Betriebs-
vermÇgen.1 Mit dem Wachstumsbeschleunigungsgesetz vom 22. 12. 20092 wurde der
Anwendungsbereich fÅr die sozialpolitische Zielsetzung der BegÅnstigung zentraler
Lohnsummenregelungen (§ 13a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 8 Nr. 1 ErbStG) sowie der Behal-
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tensfristen (§ 13a Abs. 5 und Abs. 8 Nr. 2 ErbStG) rÅckwirkend zum 1. 1. 2009 (§ 37
Abs. 3 Satz 1 ErbStG) eingeschr!nkt.

2. Entscheidung des BVerfG v. 17. 12. 20141 und Reform
des ErbStG 2016

In seinem Urteil vom 17. 12. 2014 erkl!rte das BVerfG die Verschonungsregelungen
nach den §§ 13a und 13b des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes wegen
Verstoßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz insgesamt fÅr mit der Verfassung
unvereinbar. Das Gericht hielt aber letztlich nur einzelne Regelungsgegenst!nde als
nicht mit den verfassungsrechtlichen Anforderungen unvereinbar. Die Regelungen sei-
en grunds!tzlich geeignet und erforderlich, insbesondere das „Alles-oder-nichts-Prin-
zip“ bei der Besteuerung sowie die Verschonung Åber den Bereich kleiner und mittlerer
Unternehmen hinaus ohne eine BedÅrfnisprÅfung verstieße jedoch gegen Art. 3 Abs. 1
GG. Das BVerfG setzte dem Gesetzgeber eine Frist fÅr eine Neuregelung bis zum
30. 6. 2016. Bis dahin seien die bisher geltenden Regelungen weiter anwendbar. Dem
Urteil des BVerfG folgte ein langes Ringen zwischen der Bundesregierung und den L!n-
dern hinsichtlich der Ausgestaltung der Neuregelung, so dass letztlich der Gesetzgeber
diese Frist nicht einhalten konnte.2 In der Literatur wurde deshalb vielfach diskutiert,
welches Recht bis zum Inkrafttreten einer Neuregelung gilt bzw. ob ggf. eine „Steuer-
pause“ eingetreten ist.3

Nachdem der Bundestag am 29. 9. 2016 der Beschlussempfehlung des Vermittlungs-
ausschusses zu dem „Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteu-
ergesetzes an die Rechtsprechung des BVerfG“ zugestimmt hatte, erfolgte am
14. 10. 2016 auch die Zustimmung des Bundesrates. Das Gesetz trat rÅckwirkend zum
1. 7. 2016 in Kraft.4 In der gesetzlichen Neufassung blieben die §§ 13a und 13b ErbStG
in ihrer Grundstruktur erhalten, soweit aufgrund des Urteils des BVerfG kein $nde-
rungsbedarf bestand. Um einen verfassungsgem!ßen Zustand zu schaffen, wurden le-
diglich die vom BVerfG beanstandeten Regelungen angepasst.

II. Aufbau und Systematik
Wie bisher h!lt der Gesetzgeber grds. an der zweiteiligen Ausgestaltung der BegÅns-
tigungsvorschriften fest. Dabei beinhaltet § 13b ErbStG weiterhin das begÅnstigte Ver-
mÇgen und § 13a ErbStG die Voraussetzungen der Verschonung. Weiterhin wurde zu-
lasten der Handhabbarkeit das denklogisch zuerst zu prÅfende begÅnstigte VermÇgen
erst nach den Verschonungsregeln normiert. Somit kann § 13a ErbStG nicht ohne § 13b
ErbStG geprÅft werden.5 Diese Regelungstechnik erscheint weiterhin nicht zielfÅhrend,
da ein Grund fÅr den gew!hlten Aufbau nicht ersichtlich ist und eine Anordnung in der
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1 BVerfG v. 17. 12. 2014 1 BvL 21/12, BGBl 2015 I 4.

2 Zum Gang des Gesetzgebungsverfahrens vgl. Wachter, FR 2016, 690 m. w. N.

3 Viskorf/LÇcherbach/Jehle, DStR 2016, 2425; Reich, DStR 2016, 1459; DrÅen, DStR 2016, 643; Crezelius, ZEV
2016, 367; Schmitz, RNotZ 2016, 502.

4 BGBl 2016 I 2464.

5 Preißer bezeichnet die beiden Vorschriften daher zu Recht als siamesische Zwillinge in Sch!ffer/PÇschel,
ErbStG, §§ 13a, 13b, 775, Ziff. 2.1.
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PrÅfungsreihenfolge fÅr mehr Klarheit beim Steuerpflichtigen gefÅhrt h!tte.1 Erg!nzt
wird diese UnÅbersichtlichkeit durch neu hinzugekommene flankierende Regelungen
in den §§ 13c sowie 28 und 28a ErbStG,2 welche auf der Rechtsfolgenseite unter be-
stimmten Voraussetzungen besondere Regelungen fÅr Großerwerbe vorsehen. Die
Rechtsfolgen der einzelnen BegÅnstigungstatbest!nde kÇnnen dem folgenden Schau-
bild entnommen werden:3

Vorababschlag für Familienunternehmen
§ 13a Abs. 9 ErbStG

≤ EUR 26 Mio. > EUR 26 Mio. - < EUR 90 Mio. ≥ EUR 90 Mio.

Wahlrecht Wahlrecht Verschonungsbedarfsprüfung
§ 28a ErbStG

positiv negativ

Stundungsmöglichkeit bei Erwerben von Todes wegen
§ 28 ErbStG

Lohnsumme und Behaltensfrist / für Erlass zusätzlich Nachschenkungen
§ 13a Abs. 3 und Abs. 5 ErbStG / § 28a Abs. 4 Nr. 3 ErbStG

Options-
verschonung
§ 13a Abs. 10

ErbStG

Regel-
verschonung
§ 13a Abs. 1

ErbStG

Abschmelz-
modell

§ 13c ErbStG

Erlass
§ 28a Abs. 1

ErbStG

Keine
Verschonung

Im Rahmen des ErbStG stellen §§ 13a, 13b ErbStG sachliche Steuerbefreiungen dar. FÅr
die systematische Einordnung bei der Berechnung des steuerpflichtigen Erwerbs dient
das folgende Berechnungsschema:4

Wert des VermÇgensanfalls, § 10 Abs. 1 Satz 2 i.V. m. § 12 ErbStG und BewG

./. sachliche Steuerbefreiungen nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 und 3 sowie 4a bis 4c, 13a-c,
13d ErbStG

= VermÇgensanfall nach Steuerwerten

./. Nachlassverbindlichkeiten, § 10 Abs. 1 Satz 2 i.V. m. § 10 Abs. 5 bis 9, § 12 ErbStG
sowie der weiteren Befreiungen nach § 13 ErbStG

= Bereicherung des Erwerbers

./. persÇnliche Steuerbefreiungen, §§ 16, 17 ErbStG

= steuerpflichtiger Erwerb und Bemessungsgrundlage
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4 Vgl. ausfÅhrliches Schema in R E 10.1 ErbStR 2011; vgl. auch Birk, Steuerrecht, 11. Aufl. Rn. 1570.



FÅr die sachliche Steuerbefreiung nach §§ 13a, 13b ErbStG ergibt sich folgende PrÅ-
fungsfolge:

Voraussetzung:

" BegÅnstigtes VermÇgen (§§ 13a Abs. 1 Satz 1, 13b Abs. 1 und 2 ErbStG)?

" VerwaltungsvermÇgen zu maximal 90 % (§ 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG)?

" Ausgangslohnsumme grÇßer null oder mindestens fÅnf Besch!ftigte (§ 13a Abs. 3
Satz 3 ErbStG)?

" Einhaltung der Behaltens- und Lohnsummenregelung (§§ 13a Abs. 3, Abs. 10
ErbStG)?

" Einmalige BerÅcksichtigung des Abzugsbetrags im Zehnjahreszeitraum (§ 13a Abs. 1
Satz 2 ErbStG)?

" Keine Verpflichtung zur "bertragung auf einen Dritten (§ 13a Abs. 5 ErbStG)?

fl

BegÅnstigung:

" Ggf. Vorababschlag fÅr Familienunternehmen i. H.v. maximal 30 % (§ 13a Abs. 9
ErbStG)

" Regelverschonung 85 % und gleitender Abzugsbetrag (§ 13a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2
Satz 1 ErbStG) sowie MÇglichkeit der bis zu siebenj!hrigen Steuerstundung bei Er-
werb von Todes wegen (§ 28 ErbStG)

" Optionsverschonung 100 % (§ 13a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 10 ErbStG)

fl

Folgen eines Verstoßes:

" Quotale KÅrzung bei Verstoß gegen Lohnsummenfrist (§ 13a Abs. 3 Satz 5 ErbStG)

" Zeitanteilige bzw. quotale KÅrzung bei Verstoß gegen Behaltensfrist bzw. bei "ber-
entnahme (§ 13a Abs. 6 Satz 1 und 2 ErbStG)

" Ausnahme: Ver!ußerungserlÇs verbleibt in der gÅnstigen VermÇgensart (Reinvesti-
tion, § 13a Abs. 6 Satz 3 ErbStG)

Besonderheiten bei der BegÅnstigung von Großerwerben (§§ 13c und 28a ErbStG)

FÅr Erwerbe von begÅnstigtem VermÇgen im Wert zwischen 26 Mio.A und 90 Mio.A
(„Großerwerbe“) kann der Erwerber auf der Rechtsfolgenseite unter bestimmten Vo-
raussetzungen zwischen zwei (Verschonungs-)Regimen w!hlen: Das Abschmelzmodell
(§ 13c ErbStG) oder die VerschonungsbedarfsprÅfung (§ 28a ErbStG). "berschreitet der
Wert des erworbenen begÅnstigten VermÇgens 90 Mio.A, steht nur noch die Verscho-
nungsbedarfsprÅfung offen. FÅr die danach verbleibende Steuer besteht die MÇglich-
keit der siebenj!hrigen Steuerstundung nach § 28 ErbStG bzw. sechsmonatigen Stun-
dung nach § 28a Abs. 3 ErbStG. Eine weitere BegÅnstigung ergibt sich daneben aus der
Tariferm!ßigung des § 19a ErbStG.

(Einstweilen frei)
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III. Die BegÅnstigung

1. "berblick
Die Neuregelung des § 13a ErbStG sieht fÅr begÅnstigtes VermÇgens i. S. d. § 13b
ErbStG, vorbehaltlich der Einschr!nkungen fÅr GroßvermÇgen i. S. d. §§ 13c, 28a ErbStG,
eine Verschonung von grunds!tzlich 85 % bzw. 100 % vor. Der Umfang der Verscho-
nung richtet sich danach, ob die Regelverschonung1 (§ 13a Abs. 1ErbStG) oder die Opti-
onsverschonung (§ 13a Abs. 10 ErbStG) gew!hlt wird. Mit der Vorschrift des § 13a
Abs. 9 ErbStG ermÇglicht der Gesetzgeber rÅckwirkend zum 1. 7. 2016 fÅr besonders
qualifizierte Familienunternehmen eine zus!tzliche BegÅnstigung in Form eines sog.
Vorababschlags oder Vorwegabschlags2 von bis zu 30 % fÅr das begÅnstigte VermÇgen.
Die Regelung soll der Tatsache Rechnung tragen, dass der gemeine Wert der erworbe-
nen Gesellschaftsanteile an solchen Familienunternehmen aufgrund langfristig beste-
hender Entnahme-, Abfindungs- und VerfÅgungsbeschr!nkungen aus Sicht des Erwer-
bers wirtschaftlich nicht verwertbar ist.3 Eine weitere BegÅnstigung fÅr VermÇgen
i. S. d. § 13b Abs. 1 ErbStG ergibt sich daneben aus der Tariferm!ßigung des § 19a
ErbStG.

2. Verschonungsmodelle

a) Freigrenze

Bei einem Erwerb bis zu einem Gesamtwert von 26 Mio.A hat der Steuerpflichtige
grds. die Wahl zwischen zwei Verschonungsmodellen: Die Regelverschonung nach
§ 13a Abs. 1 ErbStG und die Optionsverschonung nach § 13a Abs. 10 ErbStG.

Hierbei handelt es sich nicht um einen Freibetrag, sondern um eine Freigrenze. Sofern
also die Wertgrenze von 26 Mio.A Åberschritten wird, erfolgt keine Aufteilung des Ver-
mÇgens in einen Teil der an der Regel- bzw. Optionsverschonung teilnimmt, und einen
Teil, fÅr den lediglich die Bestimmungen Åber Großerwerbe nach §§ 13c, 28a ErbStG
gelten. Vielmehr unterliegt der Erwerb einheitlich letzteren Bestimmungen.

Hinsichtlich der Frage des "berschreitens der Wertgrenze von 26 Mio.A ist nicht auf
den Wert des BetriebsvermÇgens als solches abzustellen, sondern darauf, ob das „be-
gÅnstigte VermÇgen“ i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG nach Abzug eines etwaigen Vor-
ababschlags fÅr Familienunternehmen gem. § 13a Abs. 9 ErbStG 26 Mio.A Åbersteigt.
Das begÅnstigte VermÇgen in diesem Sinne ergibt sich aus der Differenz vom gemei-
nen Wert des BetriebsvermÇgens und dem Nettowert des sch!dlichen Verwaltungsver-
mÇgens nach Abzug von Schulden und unsch!dlichem VerwaltungsvermÇgen. Je nach
Umfang des VerwaltungsvermÇgens kann danach auch BetriebsvermÇgen im Wert von
deutlich Åber 26 Mio.A in den Anwendungsbereich der Regelverschonung fallen.
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1 Die Begrifflichkeiten Regelmodell und Optionsmodell werden in der Literatur einheitlich verwendet, vgl.
Scholten/Korezkij, DStR 2009, 991.

2 So die Wortwahl der Finanzverwaltung, vgl. Abschn. 13a.19 AEErbSt 2017.

3 Weber/Schwind, ZEV 2016, 688; Wachter, NZG 2016, 1168.
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Nach § 13a Abs. 1 Satz 2 ErbStG werden bei mehreren Erwerben begÅnstigtem Ver-
mÇgens von derselben Person innerhalb von zehn Jahren, die frÅheren Erwerbe nach
ihrem frÅheren Wert dem letzten Erwerb hinzugerechnet. Hierdurch sollen Gestaltun-
gen unterbunden werden, in denen durch (kÅnstliche) Aufspaltungen mehrerer Erwer-
be von derselben Person die Freigrenze zu Großerwerben jeweils gezielt unterschritten
wird.1 Voraussetzung fÅr die Hinzurechnung ist, dass Zuwendender und Zuwendungs-
empf!nger personenidentisch sind. Kapitalgesellschaften gelten als selbst!ndige Steu-
ersubjekte und sind folglich als eigenst!ndige Personen zu behandeln. Personengesell-
schaften sind im Gegensatz hierzu steuerlich transparent, so dass insoweit auf die da-
hinter stehenden Gesellschafter (anteilig) abzustellen ist.

Problematisch sind F!lle, in denen BetriebsvermÇgen noch vor dem 30. 6. 2016 Åbertra-
gen wurde. Ob diese „frÅheren Erwerbe“ im Rahmen der Zusammenrechnung zu be-
rÅcksichtigen sind, ergibt sich nicht unmittelbar aus dem Gesetz. Richtigerweise sollte
diese Frage verneint werden. Zum einen mÅsste eine Bewertung der frÅheren Erwerbe
anhand des neuen Rechts vorgenommen werden, was technisch kaum zu bewerkstel-
ligen ist, zum anderen spricht auch die "bergangsvorschrift des § 37 Abs. 12 Satz 2
ErbStG gegen eine entsprechende Einbeziehung.2 Angesichts der gesetzgeberischen In-
tention, Missbrauchstendenzen einzuschr!nken, erscheint die zeitliche Einschr!nkung
auf Erwerbe nach dem 30. 6. 2016 ausreichend. Die Finanzverwaltung vertritt indes
eine andere Auffassung.3 Danach sind auch Vorerwerbe, fÅr die die Steuer vor dem
1. Juli 2016 entstanden ist einzubeziehen. Eine unzul!ssige RÅckwirkung sieht die Fi-
nanzverwaltung darin nicht.

Wird die Grenze von 26 Mio.Adurch mehrere innerhalb von zehn Jahren von derselben
Person anfallende Erwerbe Åberschritten, entf!llt die Steuerbefreiung fÅr alle in die Be-
rechnung der Wertgrenze einfließende Erwerbe rÅckwirkend (§ 13a Abs. 1 Satz 3
ErbStG). Dabei ist unerheblich, ob fÅr die Erwerbe die Regelverschonung nach § 13a
Abs. 1 Satz 1 oder die Optionsverschonung nach § 13a Abs. 10 ErbStG in Anspruch ge-
nommen wurde.4 Aufgrund der (zusammengerechneten) "berschreitung der 26 Mio.A
Schwelle kann der Erwerber nunmehr lediglich die besonderen (Verschonungs-)Regime
des § 13c ErbStG (Abschmelzmodell) und § 28a ErbStG (VerschonungsbedarfsprÅfung)
in Anspruch nehmen.

Verfahrensrechtlich stellt das "berschreiten der 26 Mio.A Schwelle ein rÅckwirkendes
Ereignis gem. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO dar, welches eine Korrektur der ursprÅng-
lichen Steuerbescheide ermÇglicht. In Abweichung von § 175 Abs 1 Satz 2 AO i.V. m.
§ 169 Abs. 2 Nr. 2 AO endet die Festsetzungsfrist fÅr die Steuer der frÅheren Erwerbe
nicht vor dem Ablauf des vierten Jahres, nachdem das fÅr die Erbschaftsteuer zust!ndi-
ge Finanzamt von dem letzten Erwerb Kenntnis erlangt hat (§ 13a Abs. 1 Satz 4 ErbStG).
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1 JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, § 13a Rdn. 39.

2 Viskorf/LÇcherbach/Jehle, DStR 2016, 2425; vgl. auch Erkis, DStR 2016, 1441; Reich, BB 2016, 1879.

3 Abschn. 13a.2 Abs. 2 AEErbSt 2017.

4 Abschn. 13a.1 Abs. 2 Satz 5 ff. AEErbSt 2017.



b) Regelverschonung

Nach der Regelverschonung wird auf das begÅnstigte VermÇgen bis zu einem Wert von
26 Mio.A nach Abzug eines etwaigen Vorababschlags nach § 13a Abs. 9 ErbStG ein Ver-
schonungsabschlag von 85 % gew!hrt. Bei dem Verschonungsabschlag handelt es sich
um den prozentualen Anteil des begÅnstigten VermÇgens, der bei der Besteuerung au-
ßer Ansatz bleibt, d. h. zu einer VerkÅrzung der Bemessungsgrundlage fÅhrt. Dieser Ver-
schonungsabschlag erfolgt von Amts wegen, bedarf also keines Antrages. Der Gesetz-
geber geht bei der Regelverschonung von dem Grundmodell der erbschaftsteuerlichen
BegÅnstigung aus. Es soll BetriebsvermÇgen als gemeinwohlgebunden und -verpflich-
tetes VermÇgen besonders begÅnstigen. Der um 15 % reduzierte Verschonungs-
abschlag i. H.v. 85 % ist dem Umstand geschuldet, dass das Einkommensteuerrecht die
MÇglichkeit bietet, VermÇgensgegenst!nde, die nicht der privaten LebensfÅhrung die-
nen, zu gewillkÅrtem BetriebsvermÇgen zu erkl!ren. Der Gesetzgeber geht in pauscha-
lierender Betrachtungsweise davon aus, dass BetriebsvermÇgen regelm!ßig zu 15 %
aus solchen nicht begÅnstigungswÅrdigen VermÇgensgegenst!nden bestehen.1

Aufgrund der Bezugnahme auf das „begÅnstigte VermÇgen“ i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG
wird die Regelverschonung zur Verhinderung missbr!uchlicher Gestaltungen an die Be-
dingung geknÅpft, dass das begÅnstigte VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG zu
nicht mehr als 90 % aus VerwaltungsvermÇgen (vgl. hierzu § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG)
besteht und fÅr einen Zeitraum von fÅnf Jahren behalten wird (§ 13a Abs. 6 ErbStG).
Weitere Voraussetzung ist, dass die kumulierte Lohnsumme nach fÅnfj!hriger Lohn-
summenfrist nicht unterhalb der gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 bzw. 4 ErbStG maßgeblichen
Ausgangslohnsumme liegt (Einhalten der Mindestlohnsumme).

Das bei der Regelverschonung nach Abschlag verbleibende RestvermÇgen i. H.v. 15 %
bleibt zudem bis zu einem Betrag von 150 000A außer Ansatz. Soweit das Restver-
mÇgen diesen Betrag Åbersteigt, verringert sich dieser Abzugsbetrag abschmelzend
um 50 % des diese Wertgrenze Åbersteigenden Betrages (gleitender Abzugsbetrag,
§ 13a Abs. 2 ErbStG).

c) Optionsverschonung (vgl. auch Rdn. 216–225)

Der Verschonungsabschlag kann sich auf 100 % erhÇhen, wenn die Optionsverscho-
nung beantragt wird. Danach wird das begÅnstigte VermÇgen bei ErfÅllung strengerer
Anforderungen (vgl. § 13a Abs. 10 ErbStG) insgesamt freigestellt. Diese vollumf!ngliche
Verschonung setzt jedoch voraus, dass das begÅnstigungsf!hige VermÇgen nach § 13b
Abs. 1 ErbStG zu nicht mehr als 20 % aus VerwaltungsvermÇgen nach § 13b Abs. 3 und
Abs. 4 ErbStG besteht (§ 13a Abs. 10 Satz 2 ErbStG). Lediglich durch die Bezugnahme
auf § 13b Abs. 3 und Abs. 4 ErbStG wird klargestellt, dass allein das Bruttoverwaltungs-
vermÇgen ohne einen anteiligen Schuldenabzug nach § 13b Abs. 6 Satz 2 ErbStG2 und
ohne BerÅcksichtigung der 10 %-igen-„Schmutzklausel“3 nach § 13b Abs. 7 Satz 1
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1 BegrÅndung zu § 13b Abs. 4 ErbStG, BT-Drucks. 16/7918, 36.

2 A. A. JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, § 13a Rdn. 506.

3 Vgl. zum Begriff „Schmutzklausel“ Kommentierung zu § 13b ErbStG Rn. 281.
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ErbStG in die Berechnung der 20 %-Quote einfließt.1 Eine interne Saldierung von Aktiva
und Passiva innerhalb des Abs. 3 (im Zusammenhang mit Altersvorsorgeverpflichtun-
gen) und Abs. 4 (Finanzmittel) bleibt jedoch mÇglich.2 Zur Berechnung der Verwal-
tungsvermÇgensquote ist die Summe der gemeinen Werte der EinzelwirtschaftsgÅter
des VerwaltungsvermÇgens nach § 13b Abs. 3 und 4 ins Verh!ltnis zum gemeinen
Wert des Betriebs zu setzen (§ 13b Abs. 10 Satz 3 ErbStG).

Weitere Voraussetzung der Optionsverschonung ist, dass der Erwerber Åber das be-
gÅnstigte VermÇgen innerhalb der siebenj!hrigen Behaltensfrist nicht sch!dlich ver-
fÅgt (§ 13a Abs. 10 i.V. m. Abs. 6 ErbStG) und die Lohnsummenvoraussetzung gem.
§ 13a Abs. 10 ErbStG eingehalten wird.

FÅr die Geltendmachung der Optionsverschonung ist ein entsprechender Antrag (vgl.
Rdn. 217 ff.) des Steuerpflichtigen gegenÅber dem Finanzamt erforderlich. Unterbleibt
dieser zun!chst, findet grds. die Regelverschonung Anwendung. Ein sp!terer Antrag ist
jedoch grds. bis zum Eintritt der materiellen Bestandskraft der Festsetzung der Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer mÇglich.3 Der Antrag kann jedoch nach Zugang beim
Erbschaftsteuerfinanzamt nicht mehr widerrufen werden (§ 13a Abs. 10 Satz 1 ErbStG).

d) Einhaltung der Lohnsumme (vgl. auch Rdn. 23 ff.)
Voraussetzung fÅr die BegÅnstigung nach §§ 13a, 13b ErbStG ist die Einhaltung der
Lohnsummenregelung. Diese greift seit der ErbSt-Reform 2016 bereits ab einer Zahl
von mehr als fÅnf Besch!ftigten (§ 13a Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 ErbStG). Die Lohnsummen-
regelung verlangt die Einhaltung der maßgeblichen Mindestlohnsumme innerhalb der
jeweiligen Lohnsummenfrist.

Die HÇhe der Mindestlohnsumme ist dabei jeweils abh!ngig von der Anzahl der Be-
sch!ftigten und des gew!hlten Verschonungsmodells. Bei der Regelverschonung be-
tr!gt die Mindestlohnsumme 400 % der Ausgangslohnsumme, sofern die betriebliche
Einheit aus mehr als fÅnfzehn Besch!ftigten besteht. Liegt die Besch!ftigtenanzahl bei
mehr als zehn aber nicht mehr als fÅnfzehn verringert sie sich auf 300 % und bei mehr
als fÅnf, aber nicht mehr als zehn Besch!ftigten liegt sie bei 250 % (vgl. § 13a Abs. 3
ErbStG). Im Rahmen der Optionsverschonung steigt die Mindestlohnsumme bei mehr
als fÅnfzehn Besch!ftigten auf 700 %, bei mehr als zehn, aber nicht mehr als fÅnfzehn
auf 565 % und bei mehr als fÅnf, aber nicht mehr als zehn Besch!ftigten auf 500 % an
(vgl. § 13a Abs. 10 ErbStG).

Auch die Lohnsummenfrist ist je nach Verschonungsmodell unterschiedlich. Bei der Re-
gelverschonung betr!gt sie fÅnf Jahre (§ 13a Abs. 3 Satz 1 ErbStG) und bei der Options-
verschonung sieben Jahre (§ 13a Abs. 10 Satz 1 Nr. 2 ErbStG).

Anhand dieser Regelungen wird deutlich, dass die gesetzliche Privilegierung gestaffelt
erfolgt. Je mehr Arbeitspl!tze Åber einen l!ngeren Zeitraum erhalten werden, desto
weniger Erbschaft- oder Schenkungsteuer f!llt an. Die unternehmerische Entscheidung,
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1 Abschn. 13a.20 Abs. 3 AEErbSt 2017.

2 Wachter, FR 2016, 690, 694; H 13a.20, Beispiel AEErbSt 2017.

3 Abschn. 13a.20 Abs. 2 AEErbSt 2017.
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die Verantwortung fÅr bestehende Arbeitspl!tze zu Åbernehmen und diese weit Åber-
wiegend zu erhalten, ist aus Sicht des Gesetzgebers gemeinwohlorientiert und die Pri-
vilegierung diesen Handelns folglich der Lenkungszweck dieser Norm.

e) Einhaltung der Behaltensfrist (vgl. auch Rdn. 76 ff.)
Weitere Voraussetzung fÅr die BegÅnstigung nach §§ 13a, 13b ErbStG ist, dass der Er-
werber innerhalb eines bestimmten Zeitraums Åber das begÅnstigte VermÇgen nicht
sch!dlich i. S. d. § 13a Abs. 6 ErbStG verfÅgt (Behaltensfrist). Die Dauer dieses Zeitraums
ist wiederum an das jeweils gew!hlte Verschonungsmodell gekoppelt. Bei der Regelver-
schonung betr!gt die Behaltensfrist fÅnf Jahre (§ 13a Abs. 6 ErbStG) und bei der Opti-
onsverschonung sieben Jahre (§ 13a Abs. 10 Satz 1 Nr. 6 ErbStG).

f) "bersicht
"bersicht zu den Verschonungsmodellen:

Regelverschonung Optionsverschonung

Verschonungsabschlag 85 % 100 %

Behaltensfrist 5 Jahre 7 Jahre

Mindestlohnsumme/
Lohnsummenfrist

Besch!ftigte > 15:
400 %/5 Jahre

Besch!ftigte >10 und <15:
300 %/5 Jahre

Besch!ftigte >5 und <10:
250 %/5 Jahre

Besch!ftigte > 15:
700 %/7 Jahre

Besch!ftigte >10 und <15:
565 %/7 Jahre

Besch!ftigte >5 und <10:
500 %/7 Jahre

VerwaltungsvermÇgen max. 90 % max. 20 %

(Einstweilen frei)

3. Gleitender Abzugsbetrag (§ 13a Abs. 2 ErbStG)
Als weitere Verschonung fÅr begÅnstigtes VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG ist ein
Abzugsbetrag i. H.v. 150 000B vorgesehen, der von dem nach Abzug des Verscho-
nungsabschlags von 85 % verbleibenden VermÇgens abzuziehen ist.1 Diese Regelung
ist inhaltlich unver!ndert in das neue ErbStG 2016 Åbernommen worden. Aufgrund der
Bezugnahme auf das begÅnstigte VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG findet der Ab-
zugsbetrag keine Anwendung auf (steuerpflichtiges) VerwaltungsvermÇgen, sondern
lediglich auf den 15 %-igen (steuerpflichtigen) Teile des begÅnstigten VermÇgens. Mit
dem Abzugsbetrag sollen kleinere VermÇgen mit einem Wert von bis zu 1 Mio.A steu-
erlich freigestellt werden, um sich den Wertermittlungsaufwand zu ersparen2 und
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1 Siegmund/Zipfel, BB 2009, 641. Der gleitende Abzugsbetrag hat nur beim Regelmodell Bedeutung, da das
begÅnstigte VermÇgen bei der Optionsverschonung vÇllig außer Ansatz bleibt.

2 UrsprÅngliche GesetzesbegrÅndung der Bundesregierung zu § 13a Abs. 2 ErbStG-E. Vgl auch schon BegrÅn-
dung zum Regierungsentwurf v. 25. 10. 2006 zu § 13a Nr. 19 ErbStG-E bezÅglich der Freigrenze von
100 000A.
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Klein- und Kleinstbetriebe von der Steuer insgesamt auszunehmen.1 Nach den Erhe-
bungen des Statistischen Bundesamtes stellen gerade die BetriebsvermÇgen zwischen
300 000A und 2,5 Mio.A den Großteil der F!lle von durch Erbfolge Åbertragenen Be-
triebsvermÇgen.2

Erg!nzend tritt eine Gleitklausel hinzu: Der Abzugsbetrag von 150 000A verringert
sich, wenn der nach Abzug des Verschonungsabschlags ermittelte Wert des begÅnstig-
ten VermÇgens i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG (ohne zus!tzliche BerÅcksichtigung des Ver-
waltungsvermÇgens)3 insgesamt die Grenze von 150 000A Åbersteigt, um 50 % des
Åbersteigenden Betrags.

Der Abzugsbetrag kann innerhalb von zehn Jahren fÅr von derselben Person anfallende
Erwerbe nur einmal berÅcksichtigt werden (vgl. § 13a Abs. 2 Satz 3 ErbStG). Damit soll
verhindert werden, dass durch mehrfaches "bertragen kleinerer VermÇgensteile keine
Steuer anf!llt.4 Gleichwohl ist beim Erwerb durch mehrere Erwerber der Abzugsbetrag
jedem Erwerber in voller HÇhe zu gew!hren. Das Unterschreiten der Mindestlohnsum-
me wirkt sich auf den Abzugsbetrag nicht aus.5 Ein Verstoß gegen die fÅnfj!hrige Be-
haltensfrist gem. § 13a Abs. 6 ErbStG l!sst den Abzugsbetrag hingegen entfallen (§ 13a
Abs. 6 Satz 1 ErbStG).

Die Zehnjahresfrist beginnt im Zeitpunkt der Steuerentstehung fÅr den begÅnstigten
Erwerb. Der Abzugsbetrag wird bei seiner Inanspruchnahme vollst!ndig verbraucht,
unabh!ngig davon, in welcher HÇhe er sich bei der Steuerfestsetzung tats!chlich aus-
gewirkt hat. Die Inanspruchnahme eines Freibetrags nach § 13a Abs. 1 ErbStG a. F. auf-
grund der begÅnstigten Zuwendung von BetriebsvermÇgen, land- und forstwirtschaft-
lichem VermÇgen oder Anteilen an Kapitalgesellschaften vor dem 1. 1. 2009 schließt in-
nerhalb des Zehnjahreszeitraums hingegen die Gew!hrung des Abzugsbetrags nicht
aus; anders ist dies jedoch fÅr Erwerbe nach dem 1. 1. 2009.6

Die praktische Konsequenz des gleitenden Abzugsbetrags wird an folgendem Beispiel
deutlich:7

Erblasser E hinterl!sst seinem Sohn S einen Gewerbebetrieb mit einem begÅnstigten
VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG i. H.v. 2 000 000A, wobei der Anteil des Verwal-
tungsvermÇgens weniger als 90 % betr!gt.

FÅr S ergibt sich zun!chst folgende Berechnung:

BegÅnstigtes VermÇgen 2 000 000A

Verschonungsabschlag (85 %) - 1 700 000A

Verbleiben 300 000A
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1 Gehweiler/Reith, BWNotz 2008, 26.

2 Statistisches Bundesamt, Erbschafts- und Schenkungsstatistik 2009, 26 ff.

3 H 13a.3, Beispiel AEErbSt 2017; A. A. JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, § 13a Rdn. 48.

4 UrsprÅngliche GesetzesbegrÅndung der Bundesregierung zu § 13a Abs. 3 ErbStG-E, vgl. auch Brey/Merz/
Neufang, BB 2009, 692.

5 Vgl. auch Geck in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 13a, Rn. 49.

6 Abschn. 13a.3 AEErbSt 2017.

7 Abschn. 13a.3 Abs. 2 AEErbSt 2017.
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Abzugsbetrag - 75 000A

Steuerpflichtiges BetriebsvermÇgen 225 000A

Abzugsbetrag 150 000A

Verbleibender Wert (15 %) 300 000A

Abzugsbetrag - 150 000A

Unterschiedsbetrag 150 000A

davon 50 % - 75 000A

Verbleibender Abzugsbetrag 75 000A

An diesem Beispiel wird das Abschmelzen des Abzugsbetrages deutlich. Ab einem be-
gÅnstigten VermÇgen im Wert von 3 Mio.C ergibt sich ein Restbetrag von 450 000A
und damit ein Abzugsbetrag von 0A. Dabei kann der Abzugsbetrag nach dem Geset-
zeswortlaut nur von einem positiven RestvermÇgen abgezogen werden.1

(Einstweilen frei)

IV. Lohnsummenregelung
(§ 13a Abs. 3 und 4 ErbStG)

1. "berblick
Ein Kernelement der erbschaftsteuerlichen BegÅnstigung ist die zum 1. 1. 2009 einge-
fÅhrte, durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz rÅckwirkend zum 1. 1. 2009 abge-
milderte und mit der ErbSt-Reform 2016 entsprechend den Vorgaben des BVerfG diffe-
renzierter ausgestaltete Lohnsummenregelung. Das BVerfG sah die bisherige Regelung
als unverh!ltnism!ßig und damit verfassungswidrig an, soweit sie Betriebe mit bis zu
20 Besch!ftigten pauschal von der Beachtung der Mindestlohnsumme ausschloss.2 Vo-
raussetzung fÅr die Gew!hrung und den Erhalt der Verschonung ist nunmehr nach
§ 13a Abs. 3 ErbStG, dass die Summe der maßgebenden j!hrlichen Lohnsummen des
Betriebs, bei Beteiligungen an einer Personengesellschaft oder Anteilen an einer Kapi-
talgesellschaft des Betriebs der jeweiligen Gesellschaft, innerhalb von fÅnf Jahren nach
dem Erwerb (Lohnsummenfrist) einen gewissen Prozentsatz der Ausgangslohnsumme,
der je nach Anzahl der Besch!ftigten der HÇhe nach gestaffelt ist, nicht unterschreitet
(Mindestlohnsumme). Bei der Inanspruchnahme der Optionsverschonung erhÇht sich
die Lohnsummenfrist (sieben Jahre) und die Mindestlohnsumme. Es sollen nur diejeni-
gen Unternehmen von der Steuer entlastet werden, bei denen im Zuge des Betriebs-
Åbergangs die Arbeitspl!tze weitestgehend erhalten bleiben. Bedenklich hieran ist,
dass die Lohnsummenregelung nicht nur diejenigen Erwerber betrifft, die kraft ihrer
Stellung im Unternehmen aktiv zum Erhalt von Arbeitspl!tzen beitragen kÇnnen, son-

ErbStG § 13a 21 – 23 Steuerbefreiung fÅr BetriebsvermÇgen

620 Philipp

1 So auch schon fÅr den alten Freibetrag bei § 13a ErbStG a. F. FG MÅnchen v. 30. 11. 2005 4 V 2054/05.

2 Geck in Kapp/Ebeling, § 13a Rz. 21.
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verh!ltnisse in der Poolversammlung die Stimmrechtsverh!ltnisse der Gesellschafter
vor Abschluss des Poolvertrages wider. Damit entspricht die EinflussmÇglichkeit aller
Poolbeteiligten derjenigen, die sie vor dem Abschluss des Poolvertrages hatten.

(Einstweilen frei)

III. BegÅnstigtes VermÇgen
(§ 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG)

1. Einleitung
§ 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG ist eine Berechnungsvorschrift fÅr das begÅnstigte Ver-
mÇgen, das von der in § 13a ErbStG geregelten Verschonung profitiert. Danach ist das
begÅnstigungsf!hige VermÇgen i. S.v. § 13b Abs. 1 ErbStG begÅnstigt, soweit dessen
gemeiner Wert den um das unsch!dliche VerwaltungsvermÇgen (§ 13b Abs. 7 ErbStG)
gekÅrzten Nettowert des VerwaltungsvermÇgens (§ 13b Abs. 6 ErbStG) Åbersteigt (be-
gÅnstigtes VermÇgen).

Die Vorschrift dient der Korrektur der verfehlten AnknÅpfung an den ertragsteuerrecht-
lichen BetriebsvermÇgensbegriff in Abs. 1 der Vorschrift. In der GesetzesbegrÅndung
wird insoweit ausgefÅhrt, dass durch die nach dem Einkommensteuerrecht geschaffe-
ne MÇglichkeit, VermÇgensgegenst!nde, die nicht ihrer Natur nach der privaten Le-
bensfÅhrung dienen, zu „gewillkÅrtem“ BetriebsvermÇgen zu erkl!ren, praktisch alle
Gegenst!nde, die Åblicherweise in Form der privaten VermÇgensverwaltung gehalten
werden (vermietete und verpachtete GrundstÅcke und Geb!ude, Minderheitenbetei-
ligungen an Kapitalgesellschaften, Wertpapiere), auch in Form eines Gewerbebetriebs
gehalten werden kÇnnen.1 Hinzukommt, dass ertragsteuerrechtlich alles VermÇgen,
welches einer gewerblich gepr!gten Personengesellschaft oder einer Kapitalgesell-
schaft gehÇrt, als BetriebsvermÇgen gilt. Die sich hieraus ergebenden GestaltungsmÇg-
lichkeiten wurden in der Praxis bisher intensiv genutzt. Ziel ist es, eine Trennung vor-
zunehmen zwischen verschonungswÅrdigem betrieblichen VermÇgen, das einer mÇg-
lichst origin!r gewerblichen T!tigkeit dient, und solchem VermÇgen, das eher als Kapi-
talanlage zu qualifizieren ist, also etwa vermieteter Grundbesitz oder Finanzanlagen.

Die Vorschrift stellt nunmehr in Abkehr zur Vorg!ngerschrift klar, dass Verwaltungsver-
mÇgen – soweit es nicht als unsch!dlich gilt – nicht begÅnstigt ist. Mit der Neukonzep-
tion des § 13b Abs. 2 kommt der Gesetzgeber einer wesentlichen Forderung des BVerfG
nach, das das bisherige „Alles-oder-Nichts-Prinzip“ der Vorschrift fÅr verfassungswidrig
hielt. Denn die bisherigen Regelungen Åber das begÅnstigungssch!dliche Verwaltungs-
vermÇgen schr!nkten o. g. Gestaltungen zwar ein, schlossen aber erbschaft- und schen-
kungsteuerrechtliche Vorteile im Zusammenhang mit der Umqualifizierung von Privat-
vermÇgen in BetriebsvermÇgen nicht aus.2 Der Gesetzgeber nahm es mit § 13b Abs. 2
ErbStG a. F. billigend in Kauf, dass nicht betriebsnotwendiges VermÇgen von der Be-
triebsvermÇgensbegÅnstigung erfasst wird, soweit der Anteil des Verwaltungsver-
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mÇgens (nicht betriebsnotwendiges VermÇgen) die Wertgrenze von 50 % bzw. bei der
Verschonungsoption von 10 % nicht Åberschreitet.

2. PrÅfungsschema
Die Komplexit!t und der fehlende systematische Aufbau machen es erforderlich, ein
PrÅfungsschema voran zu stellen.

Das begÅnstigte VermÇgen ist wie folgt zu ermitteln:1

I. 90 %-Test (PrÅfung nach § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG)

festgestellter Wert des VerwaltungsvermÇgens
(einschließlich junges VerwaltungsvermÇgen) § 13b Abs. 4 Nr. 1 - 4 ErbStG

+ festgestellter Wert der Finanzmittel (einschließlich junge Finanzmittel)
§ 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG

= VerwaltungsvermÇgen fÅr den 90 % Test

VerwaltungsvermÇgen fÅr den 90 % Test

festgestellter Wert des (Anteils) BetriebsvermÇgens

= VerwaltungsvermÇgensquote ‡ 90 %, dann insgesamt kein begÅnstigtes VermÇgen

II. Berechnung des begÅnstigten VermÇgens

II.1 Finanzmitteltest im Sinne des § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG

festgestellter Wert der Finanzmittel

- festgestellter Wert der jungen Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 2 ErbStG;
hÇchstens der festgestellte Wert der Finanzmittel

= Saldo

- festgestellter Wert der Schulden

= Saldo

- Sockelbetrag 15 % des festgestellten Werts des (Anteils) BetriebsvermÇgens (vor-
behaltlich Hauptzweck gem!ß § 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 4 ErbStG)

= verbleibender Wert der Finanzmittel, mindestens 0 EUR
(§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG)

II.2 Berechnung der verbleibenden Schulden

festgestellter Wert der Schulden

-
Wert der Schulden, die im Rahmen des Finanzmitteltests verrech-
net wurden

= verbleibende Schulden
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II.3 Nettowert des VerwaltungsvermÇgens

II.3.1 Saldo VerwaltungsvermÇgen

festgestellter Wert des VerwaltungsvermÇgens
(§ 13b Abs. 4 Nr. 1 - 4 ErbStG)

- festgestellter Wert des jungen VerwaltungsvermÇgens

+ verbleibender Wert der Finanzmittel II.1
(§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG)

= Saldo VerwaltungsvermÇgen

II.3.2 Berechnung der anteilig verbleibenden Schulden

verbleibende Schulden II.2 x Saldo VerwaltungsvermÇgen II.3.1

festgestellter Wert des (Anteils) BetriebsvermÇgens + verbleibende
Schulden II.2

= anteilig verbleibende Schulden

II.3.3 Berechnung des Nettowertes des VerwaltungsvermÇgens

Saldo VerwaltungsvermÇgen II.3.1

- anteilig verbleibende Schulden II.3.2

= Nettowert des VerwaltungsvermÇgens

II.4 Steuerpflichtiger Wert des VerwaltungsvermÇgens

II.4.1 Berechnung der Bemessungsgrundlage des unsch!dlichen VerwaltungsvermÇgens
(§ 13b Abs. 7 ErbStG)

festgestellter Wert des (Anteils) BetriebsvermÇgens

- Nettowert des VerwaltungsvermÇgens II.3.3

- festgestellter Wert des jungen VerwaltungsvermÇgens

- festgestellter Wert der jungen Finanzmittel

= Bemessungsgrundlage fÅr das unsch!dliche VerwaltungsvermÇgen

II.4.2 GekÅrzter Nettowert des VerwaltungsvermÇgens

Nettowert des VerwaltungsvermÇgens II.3.3

- 10 % x Bemessungsgrundlage fÅr das unsch!dliche Verwaltungs-
vermÇgen II.4.1

= gekÅrzter Nettowert des VerwaltungsvermÇgens

II.4.3 Berechnung des steuerpflichtigen Werts des VerwaltungsvermÇgens

gekÅrzter Nettowert des VerwaltungsvermÇgens II.4.2

+ festgestellter Wert des jungen VerwaltungsvermÇgens

+ festgestellter Wert der jungen Finanzmittel

= steuerpflichtiger Wert des VerwaltungsvermÇgens
(nicht begÅnstigtes VermÇgen)
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II.5 BegÅnstigtes VermÇgen (§ 13b Abs. 2 Satz 1 ErbStG)

festgestellter Wert des (Anteils) BetriebsvermÇgens

- steuerpflichtiger Wert des VerwaltungsvermÇgens II.4.3

= begÅnstigtes VermÇgen

3. Erl!uterung PrÅfungsschema
Nach § 13b Abs. 2 ErbStG ist das begÅnstigte VermÇgen der Saldo des gemeinen Werts
des Betriebs und des um das unsch!dliche VerwaltungsvermÇgen (Abs. 7) gekÅrzten
Nettowerts des VerwaltungsvermÇgens (Abs. 6, 8), der von der FinVerw als steuerpflich-
tiger Wert des VerwaltungsvermÇgens bezeichnet wird (II.5). Der Nettowert des Ver-
waltungsvermÇgens bestimmt sich zun!chst anhand des Katalogs der Gegenst!nde
des VerwaltungsvermÇgens, der eine abschließende Aufz!hlung enth!lt (Abs. 4 Nr. 1 –
5), wobei vorab eine Saldierung der Altersversorgungsverpflichtungen und des fÅr des-
sen Absicherung vorgesehenen DeckungsvermÇgens erfolgt (Abs. 3). Nur bei Erwerben
von Todes wegen kann Åberdies innerhalb von zwei Jahren nach dem Stichtag (Abs. 5)
eine Neuberechnung des VerwaltungsvermÇgens durchgefÅhrt werden, wenn es auf-
grund eines vorgefassten Plans des Erblassers fÅr Investitionen oder bei saisonalen Ein-
nahmeschwankungen fÅr die Lohnzahlung eingesetzt wird. Im "brigen wird das Ver-
waltungsvermÇgen immer stichtagsbezogen ermittelt und besteuert. Die FinVerw be-
ginnt mit dem Finanzmitteltest (II.1) und errechnet sodann die fÅr die anteilige Schul-
denverrechnung (II.3.2) erforderlichen, nach dem Finanzmitteltest verbleibenden Schul-
den (II.2). Im Anschluss ermittelt sie dann das Åbrige VerwaltungsvermÇgen (II.3.1). In
beiden Schritten lÇst sich die FinVerw – aus GrÅnden der "bersichtlichkeit – vom Ge-
setzestext, in dem sie junge Finanzmittel und junges VerwaltungsvermÇgen von dem
jeweils festgestellten Wert der Finanzmittel/des VerwaltungsvermÇgens abzieht. Ma-
thematisch ist dies nicht zu beanstanden; denn das Ergebnis ver!ndert sich letztlich
nicht. Allein die von der Finanzverwaltung verwandten Begriffe finden sich entweder
erst gar nicht im Gesetz oder haben eine andere Bedeutung. So beinhaltet der „Netto-
wert des VerwaltungsvermÇgens“ nach dem Schema der FinVerw (II.3.3) entgegen dem
Wortlaut des Gesetzes weder junges Finanzmittel noch junges VerwaltungsvermÇgen.
Die Finanzverwaltung behilft sich hier durch eine WortschÇpfung. In ihrem Schema
entspricht der Begriff „steuerpflichtiger Wert des VerwaltungsvermÇgens“ (II.4.3) dem
vom Gesetz verwendeten Begriff „Nettowert des VerwaltungsvermÇgens“. Abschlie-
ßend erfolgt ein anteiliger Schuldenabzug von WirtschaftsgÅtern des Verwaltungsver-
mÇgens (Abs. 6 bzw. II.3.2/3.3), soweit diese Schulden nicht bereits Gegenstand einer
vollumf!nglichen Schuldenverrechnung mit WirtschaftsgÅtern des Abs. 3 oder mit Fi-
nanzmitteln des Abs. 4 Nr. 5 war. In bestimmten Konstellationen, etwa bei wirtschaft-
lich nicht belastendenden Schulden, vor dem Stichtag stark angestiegenen Schulden
oder Schulden zwischen Gesellschaft und Gesellschafter kann ein Abzugsausschluss
greifen (Abs. 8 S!tze 1, 2).

Von der Summe des gesamten VerwaltungsvermÇgens wird eine weitere Pauschale
von 10 % des um den Nettowert des VerwaltungsvermÇgens gekÅrzten gemeinen
Werts des BetriebsvermÇgens abgezogen (Abs. 7 Satz 1). Ausgeschlossen sind jede
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Schuldenverrechnung und auch der Abzug des Puffers von 10 % vom jungen Verwal-
tungsvermÇgen bzw. von jungen Finanzmitteln (Abs. 7 Satz 2). Damit stellt die Summe
aus jungen Finanzmitteln und jungem VerwaltungsvermÇgen stets den Mindestwert
des VerwaltungsvermÇgens dar (Abs. 8 Satz 3). Die FinVerw muss dabei aufgrund ihres
gew!hlten Rechenwegs zun!chst eine eigene Bemessungsgrundlage schaffen (II.4.1),
bevor die KÅrzung vorgenommen werden kann (II.4.2). In einem letzten Schritt erfolgt
sodann die Korrektur, des in II.1 und II.3.1 vorgenommenen Abzugs der jungen Finanz-
mittel und des jungen VerwaltungsvermÇgens, in dem beide Positionen wieder hin-
zuaddiert werden (II.4.3).

Betr!gt der Wert des VerwaltungsvermÇgens, vor jeglicher Schuldenverrechnung (Brut-
tobetrachtung), das nicht nach Abs. 3 durch das Vorhalten fÅr die ErfÅllung von Alters-
versorgungsverpflichtungen privilegiert ist, mindestens 90 % des Werts des Betriebs-
vermÇgens, so ist das begÅnstigungsf!hige VermÇgen insgesamt nicht begÅnstigt
(§ 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG bzw. I.). Der 90 %-Test kann aufgrund der Bruttobetrachtung
zu vollkommen unangemessenen Ergebnissen fÅhren.1

FÅr die Entscheidung, ob VerwaltungsvermÇgen vorliegt und fÅr die Bestimmung des-
sen Anteils am BetriebsvermÇgen, sind die Verh!ltnisse im Besteuerungszeitpunkt
maßgebend, d. h. im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer.2 Abzustellen ist ferner aus-
schließlich auf die Verh!ltnisse beim Erblasser oder Schenker. Ver!nderungen hinsicht-
lich der Quote des VerwaltungsvermÇgens, die nach dem Besteuerungszeitpunkt beim
Erwerber eintreten, sind unbeachtlich.3 Davon unberÅhrt bleibt das Erfordernis, dass
das erworbene VermÇgen beim Erwerber die weiteren Verschonungsvoraussetzungen
erfÅllt und der Erwerb in der Hand des Erwerbers begÅnstigtes VermÇgen bleibt.4

4. Umfang des einzubeziehenden VermÇgens
Das einzubeziehende VermÇgen variiert je nach Art der wirtschaftlichen Einheit. Bei
der Kapitalgesellschaft ist unabh!ngig von der HÇhe des Åbertragenen Anteils das ge-
samte VermÇgen der Kapitalgesellschaft i. S. d. § 97 Abs. 1 Satz 1 BewG zu berÅcksichti-
gen.5 Gleiches gilt bei "bertragung eines gesamten Einzelunternehmens. Wird nur ein
Teilbetrieb Åbertragen, ist nur das VermÇgen des Teilbetriebs maßgeblich. Von der Defi-
nition als VerwaltungsvermÇgen ausgenommen bleiben in einem Drittstaat belegene
Betriebsst!tten, auch wenn sie im Besteuerungszeitpunkt zum Gewerbebetrieb gehÇ-
ren,6 da sie ohnehin von vorne herein nicht begÅnstigt sind.7

Auch SonderbetriebsvermÇgen einer Personengesellschaft ist aufgrund der ertragsteu-
errechtlichen Pr!gung der in § 13b ErbStG verwandten Begriffe auf Verwaltungsver-
mÇgen zu prÅfen. Ertragsteuerlich gehÇrt zum BetriebsvermÇgen der Personengesell-
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schaft nicht nur der Anteil am GesamthandsvermÇgen, sondern auch das Sonder-
betriebsvermÇgen.1 Ferner statuiert § 97 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 BewG eine steuerrechtliche
Zurechnungsregelung fÅr das SonderbetriebsvermÇgen zum (Betriebs-)VermÇgen von
Personengesellschaften, die anderen, insbesondere zivilrechtlichen Zurechnungen vor-
geht (§ 97 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 2. Halbsatz BewG). Diese Zurechnungsregelung auf die in
§ 13b Abs. 1 ErbStG ausdrÅcklich Bezug genommen wird, ist auch in § 13b Abs. 2 Satz 1
ErbStG aufgrund des entsprechenden Verweises auf das begÅnstigungsf!hige Ver-
mÇgen zu berÅcksichtigen.

Wird SonderbetriebsvermÇgen mitÅbertragen, erfolgt die Ermittlung des Verwaltungs-
vermÇgens gesellschafterbezogen.2 Denn bei einer gesellschaftsbezogenen Betrach-
tungsweise unter Einbeziehung s!mtlichen SonderbetriebsvermÇgens wÅrde die Steu-
erlast letztlich davon abh!ngen, in welchem Umfang Mitgesellschafter im Zeitpunkt
der "bertragung VerwaltungsvermÇgen in ihrem SonderbetriebsvermÇgen halten oder
ggf. auch fÅr die Mitgesellschafter unerkannt unterj!hrig eingelegt haben.

Bei der PrÅfung von VerwaltungsvermÇgen bei der Einr!umung eines Nießbrauchs-
recht, das eine Mitunternehmerstellung vermittelt, ist gesellschafterbezogen auf den
belasteten Anteil abzustellen.3 SonderbetriebsvermÇgen ist nur einzubeziehen, soweit
es nießbrauchsbelastet ist.

(Einstweilen frei)

5. Obergrenze: 90 %-Test fÅr Regelverschonung
(Abs. 2 Satz 2)

I. 90 %-Test (PrÅfung nach § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG)4

festgestellter Wert des VerwaltungsvermÇgens
(einschließlich junges VerwaltungsvermÇgen) § 13b Abs. 4 Nr. 1 - 4 ErbStG

+ festgestellter Wert der Finanzmittel (einschließlich junge Finanzmittel)
§ 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG

= VerwaltungsvermÇgen fÅr den 90 % Test

VerwaltungsvermÇgen fÅr den 90 % Test

festgestellter Wert des (Anteils) BetriebsvermÇgens

=
VerwaltungsvermÇgensquote ‡ 90 %, dann insgesamt kein begÅnstigtes
VermÇgen

Mit § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG hat der Gesetzgeber eine Missbrauchsvermeidungsnorm
geschaffen, die erreichen soll, dass solches begÅnstigungsf!hige VermÇgen von der
Verschonung g!nzlich ausgenommen wird, das nahezu ausschließlich, n!mlich zu 90 %
aus VerwaltungsvermÇgen besteht. Maßgeblich ist das VerwaltungsvermÇgen vor der
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Zu Absatz 7

Wird nach der DurchfÅhrung der VerschonungsbedarfsprÅfung kein Erlass der Erbschaft-
oder Schenkungsteuer auf das begÅnstigte VermÇgen gew!hrt, erh!lt der Erwerber einen
Rechtsanspruch auf Stundung der auf das begÅnstigte VermÇgen entfallenden Steuer bis
zu zehn Jahre. Die Stundung ist zu beantragen. Sie erfolgt im Schenkungsfall verzinslich
und bei Erwerben von Todes wegen unverzinslich.

Zu Absatz 8

Das VermÇgen einer Familienstiftung oder eines ihr gleichgestellten Vereins unterliegt ge-
m!ß § 1 Absatz 1 Nummer 4 ErbStG in Zeitabst!nden von 30 Jahren der Ersatzerbschaft-
steuer. Auf Antrag der Stiftung ist die VerschonungsbedarfsprÅfung auch bei der Erhe-
bung der Ersatzerbschaftsteuer durchzufÅhren.

Zu Absatz 9

Der Antrag nach § 13c ErbStG schließt den Antrag auf eine VerschonungsbedarfsprÅfung
nach § 28a ErbStG aus.

Erl!uterung des Finanzausschusses (BT-Drs. 18/ 8911), auf dessen Vorschlag der endgÅl-
tige Wortlaut herbeigefÅhrt wurde:

Zu Nummer 9 (§ 28a)

Zu Absatz 1

Die %nderung in Satz 1 ist eine Folge!nderung aufgrund des Wegfalls der erhÇhten PrÅf-
schwelle von 52 Millionen Euro bei familiengefÅhrten Unternehmen mit gesellschaftsver-
traglichen oder satzungsm!ßigen VerfÅgungsbeschr!nkungen (vgl. § 13a Absatz 1 und 9
ErbStG). Verweise werden aufgrund des ge!nderten § 13b angepasst.

Zu Absatz 2

Die Verweise werden aufgrund des ge!nderten § 13b angepasst.

Zu Absatz 6

Es handelt sich um eine rein redaktionelle %nderung.

Zu Absatz 7

Die Streichung des Absatzes 7 ist eine Folge!nderung aufgrund der Aufnahme der Stun-
dungsregelung in § 28 Absatz 2.

Zu Absatz 8 und 9

Da Absatz 7 gestrichen wurde, wird der Absatz 8 zu Absatz 7 und der Absatz 9 zu Ab-
satz 8.

1. EinfÅhrung und Zielsetzung
§ 28a ErbStG beinhaltet eine der alternativen BegÅnstigungsmÇglichkeiten fÅr sog.
Großerwerbe. Dabei definiert § 28a ErbStG nicht selbst, welche Erwerbe bzw. welche
Unternehmen in den Genuss der Regelbesteuerung nach den §§ 13a, 13b ErbStG gelan-
gen und welche Erwerbe als sog. Großerwerbe dem § 13c und § 28a ErbStG unterliegen.
Diese Grenzziehung erfolgt vielmehr durch § 13a Abs. 1 ErbStG. Die Grenze liegt damit
im Regelfall bei 26 Mio.A des Wertes des begÅnstigten VermÇgens von einem Zuwen-
der innerhalb von 10 Jahren. Unter Anwendung des § 13a Abs. 9 ErbStG kann diese

EinfÅhrung und Zielsetzung 1 § 28a ErbStG

W!lzholz 1051

1



Grenze sogar auf rund 37 Mio.A angehoben werden1 (siehe dazu die Kommentierung
zu § 13a Abs. 1, § 13a Abs. 9 ErbStG).

Sofern es sich also um einen sog. Großerwerb handelt, der die vorgegebenen Grenzen
des § 13a Abs. 1 ErbStG Åberschreitet, so hat der Erwerber die Wahl zwischen einer Be-
steuerung nach § 13c ErbStG oder nach § 28a ErbStG.2 Die kumulative Anwendung bei-
der Normen ist ausgeschlossen, was der Gesetzgeber in § 13a Abs. 8 ErbStG ausdrÅck-
lich klarstellt.

Ungekl!rt ist, ob die 90 %-Grenze des § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG auch im Anwendungs-
bereich des § 28a ErbStG gilt. Unmittelbare Anhaltspunkte hierfÅr finden sich nicht in
§ 28a ErbStG. Da jedoch § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG definiert, dass es sich bei "berschrei-
ten der 90 %-Grenze um vollst!ndig nicht begÅnstigtes VermÇgen handelt, wird auch
im Anwendungsbereich des § 28a ErbStG die 90 %-Grenze fÅr das Bruttoverwaltungs-
vermÇgen Anwendung finden mÅssen. Bis zu einer abweichenden Kl!rung durch die
Rechtsprechung sollte die Praxis sich zumindest hierauf einstellen, zumal § 28a ErbStG
stets auf den gesamten § 13b Abs. 2 ErbStG verweist und nicht nur auf § 13b Abs. 2
Satz 1 ErbStG (ebenso A 13b.10 AEErbSt 2017).

Die EinfÅhrung des neuen § 28a ErbStG erfolgt zur ErfÅllung der Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts,3 das fÅr Großerwerbe es als unverh!ltnism!ßig angesehen hatte,
die fÅr kleine und mittlere Betriebe angemessenen BegÅnstigungen auch auf sog.
Großerwerbe anzuwenden.4 FÅr Großerwerbe gab das Bundesverfassungsgericht vor,
dass hier eine VergÅnstigung der Besteuerung nur erfolgen dÅrfe, soweit dies zum Er-
halt des Unternehmens und der Arbeitspl!tze erforderlich sei. § 28a ErbStG dient genau
dieser VerschonungsbedarfsprÅfung. Ziel der Norm ist es damit, einerseits betriebliches
VermÇgen zu schonen, den Erhalt von Betrieben zu sichern und andererseits VergÅns-
tigungen nur in dem Umfang vorzusehen, wie dies angesichts des einzusetzenden Ver-
mÇgens zumutbar ist.

§ 28a ErbStG weist folgende Struktur und Systematik auf:5

– § 28a Abs. 1 ErbStG regelt die Rechtsfolge eines bedingten Erlasses an, soweit der
Steuerpflichtige nachweist, dass er persÇnlich nicht in der Lage ist, die Steuer aus
seinem verfÅgbaren VermÇgen i. S. d. Abs. 2 zu begleichen.

– Nach § 28a Abs. 1 Satz 2 - 3 ErbStG regelt der Gesetzgeber die F!lle von Weitergabe-
verpflichtungen, Teilungsanordnungen, Auflagen und Erbauseinandersetzungen, so
dass die BegÅnstigungen nach § 28a ErbStG stets nur derjenige Erwerber erhalten
soll, der im Ergebnis das begÅnstigte VermÇgen auch erh!lt und beh!lt.6 § 28a Abs. 1
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Satz 2 - 4 ErbStG entspricht insoweit der Funktion des § 13a Abs. 5 ErbStG sowie
§ 13d Abs. 2 ErbStG.

– § 28a Abs. 2 ErbStG definiert die Zumutbarkeitsgrenze fÅr den Steuerpflichtigen, in-
dem das fÅr die Steuerzahlung einzusetzende verfÅgbare VermÇgen definiert wird.

– § 28a Abs. 3 ErbStG beinhaltet eine erg!nzende Stundungsregelung.

– Nach § 13a Abs. 4 ErbStG steht der Steuererlass unter einer auflÇsenden Bedingung,
so dass auch bei Anwendung des § 28a ErbStG die Lohnsummenregelung und die
Haltefrist des § 13a Abs. 3 und § 13a Abs. 6 ErbStG im gleichen Umfang einzuhalten
ist, wie in F!llen der Optionsverschonung nach § 13a Abs. 10 ErbStG. Ferner wird
nicht begÅnstigtes VermÇgen, das vom Erwerber innerhalb von zehn Jahren nach-
erworben wird, nach § 28a Abs. 4 Nr. 3 ErbStG ebenfalls als verfÅgbares VermÇgen
angesehen und ist nachzuversteuern.

– § 28a Abs. 5 ErbStG regelt weitgehende Anzeigepflichten, um die Einhaltung der Be-
gÅnstigungsvoraussetzungen abzusichern.

– Nach § 28a Abs. 6 ErbStG ist eine Ablaufhemmung fÅr die Zahlungsverj!hrung vor-
gesehen, um die tats!chliche Erhebung einer Nachsteuer sicherstellen zu kÇnnen.

– Nach § 28a Abs. 7 ErbStG gilt diese Norm auch fÅr die Erbersatzsteuer nach § 1 Abs. 1
Nr. 4 ErbStG.

– § 28a Abs. 8 ErbStG normiert die Alternativit!t der BegÅnstigung nach § 13c und
§ 28a ErbStG.

Die Verfassungsm!ßigkeit und Europarechtskonformit!t des § 28a ErbStG ist umstrit-
ten und unterliegt intensiver Diskussion in der Rechtslehre.1

2. Anwendungsbereich

a) Zeitlich

§ 28a ErbStG unterliegt der allgemeinen Anwendungsbestimmung des Erbschaftsteu-
er-Reformgesetzes 2016 i.V. m. § 37 Abs. 12 ErbStG. Danach findet § 28a auf Erwerbe
Anwendung, fÅr die die Steuer nach dem 30. 6. 2016 entsteht. Soweit es fÅr das "ber-
schreiten der 26 Mio.A-Grenze darum geht, ob Erwerbe vor dem 1. 1. 2017 und Erwer-
be ab dem 1. 1. 2017 zusammengerechnet werden kÇnnen, so stellt § 37 Abs. 12 Satz 2
ErbStG klar, dass eine Zusammenrechnung fÅr die 26 Mio.A-Grenze nur mit Erwerben
erfolgt, fÅr die die Steuer ebenfalls nach dem 30. 6. 2016 entstanden ist. Diese Grenz-
ziehung in § 37 Abs. 12 Satz 2 ErbStG i.V. m. § 13a Abs. 1 Satz 3, 4 ErbStG hat auch
Folgeauswirkungen auf § 28a ErbStG, auch wenn fÅr diese Norm keine besondere "ber-
leitungsvorschrift geschaffen wurde. § 28a ErbStG kommt nur zur Anwendung, wenn
die GrÇßenvorgaben des § 13a Abs. 1 ErbStG Åberschritten werden. Entscheidende Be-
deutung fÅr die zeitliche Anwendung des § 28a ErbStG ist damit der Zeitpunkt der
Steuerentstehung nach § 9 ErbStG. So kÇnnen bspw. bei Todesf!llen vor dem 1. 7. 2016

Anwendungsbereich 6 § 28a ErbStG
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1 Siehe Wachter in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, § 28a Rz. 25; Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a
Rz. 18; B!umel, FR 2015, 73, 76; Englisch, DB 2015, 637, 640; Mayer, ZEV 2017, 10, 14; Kirchhof, DStR 2015,
1473, 1477.
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gleichwohl die BegÅnstigungen des § 28a ErbStG eintreten, wenn die aufschiebende
Bedingung i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 1a ErbStG erst nach dem 30. 6. 2016 eingetreten ist oder
die Ausschlagung des Erbes gegen Abfindung i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 1f ErbStG erst nach
dem 30. 6. 2016 erfolgt ist.

Im "brigen ist insoweit auf die AusfÅhrungen zu § 9 ErbStG zu verweisen.

b) Sachlich und Verh!ltnis zu anderen Normen

§ 28a ErbStG erfasst lediglich das begÅnstigte VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG.1 Es
findet dabei auf s!mtliche Erwerbe i. S. d. § 1 ErbStG Anwendung, also sowohl auf Er-
werbe unter Lebenden, Erwerbe von Todes wegen, Zweckzuwendungen i. S. d. § 8
ErbStG2 und auch auf die Erbersatzsteuer nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG. Letzteres wird
ausdrÅcklich durch § 28a Abs. 7 ErbStG klargestellt. § 28a gilt ferner fÅr alle F!lle der
persÇnlichen Steuerpflicht i. S. d. § 2 ErbStG.3

Soweit in einer unternehmerischen Einheit, bspw. in einer Mitunternehmerschaft oder
in einer GmbH oder einem Einzelunternehmen, auch VerwaltungsvermÇgen vorhanden
ist, hat der Nettowert des VerwaltungsvermÇgens keinen Anteil an den steuerlichen
BegÅnstigungen des § 28a ErbStG. Denn begÅnstigt wird nur das sog. begÅnstigte Ver-
mÇgen, wie dieses in § 13b Abs. 2 ErbStG als Nettowert nach Abzug des Nettoverwal-
tungsvermÇgens definiert ist.4

Die allgemeine Stundungsnorm des § 28 Abs. 1 ErbStG bleibt fÅr die nach Anwendung
des § 28a ErbStG verbleibenden Steuer anwendbar (Abschn. 28 Abs. 1 AEErbSt 2017).5

Ob § 19a ErbStG neben § 28a ErbStG angewandt werden kann, ist dem Gesetz nicht
zweifelsfrei zu entnehmen. Denn weder § 28a ErbStG verweist auf § 19a ErbStG noch
umgekehrt. Da § 19a Abs. 2 ErbStG jedoch zu entnehmen ist, dass § 19a ErbStG auch
auf Großerwerbe angewandt werden soll, so ist m. E. auch eine kumulative Anwendung
von § 19a und § 28a ErbStG mÇglich und geboten (ebenso Abschn. 28a.1 Abs. 5 Nr. 3
AEErbSt 2017).6

c) PersÇnlich

Der persÇnliche Anwendungsbereich des § 28a ErbStG ist nicht beschr!nkt. Sowohl na-
tÅrliche Personen als auch juristische Personen,7 soweit sie einer Erbschaftsteuerbelas-
tung unterliegen, kÇnnen in den Genuss des § 28a ErbStG gelangen. Dies gilt insbeson-

ErbStG § 28a 7, 8 VerschonungsbedarfsprÅfung
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1 Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 12.

2 FÅr die Anwendbarkeit des § 28a ErbStG auch auf Zweckzuwendungen: Wachter in Fischer/Pahlke/Wach-
ter, ErbStG, § 28a Rz. 46; ebenso fÅr Familienstiftungen, dort Rz. 47 und Rz. 54.

3 Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 12.

4 Ebenso Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a Rz. 15.

5 So auch Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 12.

6 Ebenso Wachter in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, § 28a Rz. 75.

7 Ebenso Wachter in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, § 28a Rz. 47, 54; Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a
Rz. 14; SÇffing, ErbStB 2016, 235, 241; Reich, DStR 2016, 2447, 2451.
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dere auch fÅr Stiftungen.1 Letzteres hat eine erhebliche Bedeutung fÅr die Gestaltungs-
praxis.2 Selbst extrem vermÇgende Familien kÇnnen das unternehmerische VermÇgen
in einer Familienstiftung bÅndeln, die Åber keinerlei nicht begÅnstigtes VermÇgen ver-
fÅgt. Auf diese Art und Weise l!sst sich durch den Einsatz gemeinnÅtziger Stiftungen
oder auch von Familienstiftungen eine Erbschaftsteuerbelastung von 0A nach § 28a
ErbStG generieren, selbst wenn die durch die Familienstiftung begÅnstigten Personen
Åber erhebliches privates EigenvermÇgen verfÅgen. Die Anwendbarkeit des § 28a
ErbStG auch auf Stiftungen folgt nicht zuletzt aus § 28a Abs. 7 ErbStG, wo dies fÅr die
Erbersatzsteuer ausdrÅcklich geregelt ist.

§ 28a ErbStG gilt sowohl fÅr in- und ausl!ndische Erwerber und sowohl bei beschr!nk-
ter als auch bei unbeschr!nkter Steuerpflicht.3

3. Das Erlassmodell (Absatz 1)

a) Grundsatz

§ 28a Abs. 1 Satz 1 ErbStG definiert,

– dass § 28a ErbStG nur bei "berschreiten der 26 Mio.A-Grenze i. S. d. § 13a Abs. 1
ErbStG zur Anwendung kommt,4

– dass diese Norm nur auf Antrag des Erwerbers anwendbar ist,

– dass die Rechtsfolge nur auf begÅnstigtes VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG an-
wendbar ist und der Steuerpflichtige nachweisen muss, dass er persÇnlich nicht in
der Lage ist, die Steuer aus seinem verfÅgbaren VermÇgen i. S. d. Abs. 2 zu beglei-
chen.

Auf VerwaltungsvermÇgen oder PrivatvermÇgen als Teil eines Nachlasses findet § 28a
ErbStG keine Anwendung. Maßgeblich ist das begÅnstigte Netto-BetriebsvermÇgen
i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG nach Abzug des Netto-VerwaltungsvermÇgens. Soweit die
Voraussetzungen des § 13b Abs. 1 ErbStG nicht vorliegen, kommt eine Anwendung des
§ 28a ErbStG von vornherein nicht in Betracht.

Durch die Technik des Erlassmodells kommt fÅr den Gesamterwerb in der jeweiligen
Steuerklasse stets der HÇchststeuersatz zur Anwendung,5 da der steuerpflichtige Er-
werb stets Åber 26 Mio. Euro liegt. Dies wirkt sich vor allem fÅr die Besteuerung des
verbleibenden erworbenen PrivatvermÇgens aus, bei dem die Anwendbarkeit des ho-
hen Steuersatzes unberÅhrt bleibt, selbst wenn ein erheblicher Erlass nach § 28a
ErbStG gew!hrt werden kann. Insofern sind §§ 13a, 13b, 13c im Regelfall gÅnstiger, als

Das Erlassmodell 9, 10 § 28a ErbStG
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1 Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a Rz. 16; JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 16; Wach-
ter in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, § 28a Rz. 47, 54; Theuffel-Werhahn, ZEV 2017, 18 f.; Eisele in Kapp/
Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 14; SÇffing, ErbStB 2016, 235, 241; Reich, DStR 2016, 2447, 2451; A 28a.6 AEErbSt
2017. Gleiches gilt fÅr den Familienverein.

2 Siehe auch Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 29.

3 Wachter in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, § 28a Rz. 54.

4 Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 14.

5 Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 14.
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die Bemessungsgrundlage fÅr die Steuerprogression auch mit Wirkung fÅr das mit-
erworbene PrivatvermÇgen sinkt.

Nach dem Gesetzeswortlaut des § 28a Abs. 1 Satz 1 ErbStG sind F!lle denkbar, in denen
die 26 Mio.A-Grenze i. S. d. § 13a Abs. 1 ErbStG Åberschritten wird, gleichwohl aber
eine VerschonungsbedarfsprÅfung nach § 28a ErbStG nicht zur Anwendung kommt.
Hierbei handelt es sich um ein Redaktionsversehen des Gesetzgebers. Erwirbt ein Er-
werber zun!chst einen Mitunternehmeranteil im gemeinen Wert des begÅnstigten
VermÇgens von 20 Mio.A und erwirbt er 8 Jahre sp!ter einen zweiten Mitunterneh-
meranteil im gemeinen Wert von 20 Mio.A des begÅnstigten VermÇgens i. S. d. § 13b
Abs. 2 ErbStG, so ist der Gesamtwert von 40 Mio.A begÅnstigten VermÇgens nach
§ 13a Abs. 1 Satz 2 ff. ErbStG nicht mehr begÅnstigt, weil die Erwerbe innerhalb von
10 Jahren vom gleichen Zuwender zusammengerechnet werden. Die BegÅnstigung
nach §§ 13a, 13b ErbStG entf!llt daher. Gleichzeitig nimmt § 28a Abs. 1 Satz 1 ErbStG
nur auf § 13a Abs. 1 Satz 1 ErbStG Bezug. Das "berschreiten der 26 Mio.A-Grenze
durch Zusammenrechnung mehrerer Erwerbe nach § 13a Abs. 1 Satz 2 ff. ErbStG wÅrde
daher nicht den Anwendungsbereich des § 28a Abs. 1 ErbStG erÇffnen. Dieser Verweis-
fehler ist korrigierend dahingehend auszulegen, dass stets bei "berschreiten der Be-
gÅnstigungsvoraussetzungen des § 13a Abs. 1 ErbStG der Anwendungsbereich von ent-
weder § 13c oder § 28a ErbStG als alternativ gew!hrten BegÅnstigungen fÅr Groß-
erwerbe erÇffnet wird.

Hierbei ist ebenfalls zu berÅcksichtigen, dass der Vorababschlag fÅr sog. Familienunter-
nehmen gem!ß § 13a Abs. 9 ErbStG ebenfalls vor Anwendung der 26 Mio.A-Grenze zur
Anwendung kommen kann. Dies wird in § 13a Abs. 9 Satz 5 Halbsatz 2 ErbStG klarstel-
lend erw!hnt. Der Vorababschlag nach § 13a Abs. 9 ErbStG kann also mit dem beding-
ten Erlassmodell nach § 28a ErbStG kombiniert werden.

Rechtstechnisch fÅhrt die VerschonungsbedarfsprÅfung nach § 28a ErbStG zur Feststel-
lung der regul!ren Steuerlast, mit gleichzeitigem Erlass der Steuer, soweit diese nicht
aus dem verfÅgbaren VermÇgen i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG erfÅllt werden kann. Bei die-
sem Erlass handelt es sich um einen Erlass i. S. d. § 47 AO. In HÇhe des Erlasses erlischt
daher die zun!chst festgestellte Steuer. Gleichzeitig steht der Erlass unter dem Vor-
behalt des Einhaltens der Bindungen nach § 28a Abs. 4 ErbStG.

Zur Definition des verfÅgbaren VermÇgens siehe die Kommentierung zu § 28a Abs. 2
ErbStG (Rdn. 21 ff.).

Der Erlass nach § 28a Abs. 1 Satz 1 ErbStG steht nicht im Ermessen der Finanzverwal-
tung, sondern ist aufgrund ausdrÅcklicher gesetzlicher Anordnung zwingend zu gew!h-
ren, sofern und soweit dessen Voraussetzungen vorliegen.

Durch § 28a ErbStG kann bei einem vermÇgenslosen Erwerber, der keinerlei nicht be-
gÅnstigtes VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG erwirbt, eine 100 %ige Vollverscho-
nung, unabh!ngig von der HÇhe des Werts des Unternehmens eintreten.1

ErbStG § 28a 11 – 14 VerschonungsbedarfsprÅfung
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1 Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 15; HÇreth/Stelzer, DStZ 2016, 559, 562.
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b) Antrag

Die Anwendung des § 28a ErbStG ist antragsgebunden.1 Eine besondere Form fÅr die-
sen Antrag ist in § 28a ErbStG nicht vorgesehen. Bei mehreren Erwerbern kann jeder
Erwerber das Antragsrecht fÅr sich einzeln und isoliert ausÅben.2

Den Antrag nach § 28a ErbStG kann stets nur der Erwerber stellen, auch wenn der
Schenker sich zur "bernahme der Steuer i. S. d. § 10 Abs. 2 ErbStG verpflichtet hat.3

Auch in diesen F!llen kommt es allein auf das verfÅgbare VermÇgen des Erwerbers an.4

W!hrend ein Antrag nach § 13c Abs. 2 Satz 6 ErbStG ausdrÅcklich unwiderruflich ist
und einen Antrag nach § 28a Abs. 1 ErbStG fÅr denselben Erwerb ausschließt, finden
sich entsprechende Einschr!nkungen nicht in § 28a ErbStG. Der Antrag ist daher wider-
ruflich5 mit der Folge, dass fÅr diesen Fall die ursprÅnglich erlassene Steuer sofort f!llig
wird.6

Der Antrag ist nicht befristet und kann daher auch noch nach Bestandskraft des Steuer-
bescheides gestellt werden.7 Nach Auffassung von Eisele8 soll der Antrag hingegen nur
bis zum Eintritt der materiellen Bestandskraft analog § 13a Abs. 10 ErbStG gestellt wer-
den kÇnnen.9 Diese Auffassung ist abzulehnen, da im Gesetz keinerlei Regelung fÅr ei-
nen sp!testen Zeitpunkt des entsprechenden Antrags vorgesehen ist. Gleichzeitig sollte
in der Praxis der Antrag tats!chlich bis zum Eintritt der materiellen Bestandskraft des
Bescheides gestellt werden. Ein Widerruf des Antrages ist m. E. auch danach noch zu-
l!ssig. Nach Auffassung von Stalleiken10 kann der Antrag nur bis zum Eintritt der Fest-
setzungsverj!hrung gestellt werden.

Der Wechsel von § 28a ErbStG zu § 13c ErbStG ist mÇglich,11 w!hrend der umgekehrte
Weg eingeschr!nkt ist. Dies kann in der Praxis insbesondere vorkommen, wenn uner-
warteter Weise innerhalb der 10-Jahresfrist des § 28a Abs. 4 Nr. 3 ErbStG weiteres ver-
fÅgbares VermÇgen i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG nacherworben wird und hierdurch erheb-
liche Nachsteuerbelastungen eintreten.

Das Erlassmodell 15 – 17 § 28a ErbStG
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1 Abschn. 28a.1 Abs. 2 AEErbSt 2017; Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 16.

2 Wachter in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, § 28a Rz. 71.

3 Korezkij, DStR 2015, 1337, 1342; Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 4; JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher,
ErbStG, § 28a Rz. 4; Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 18 – ein Anspruch auf Freistellung
von der Steuer soll allerdings zum verfÅgbaren VermÇgen gehÇren.

4 Siehe auch Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 4.

5 Abschn. 28a.1 Abs. 2 Satz 2 AEErbSt 2017; JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 2; Stalleiken in
von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 16; Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 4; Hannes, ZEV 2015, 371,
376; Landsittel, ZErb 2016, 383, 390.

6 Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a.1 Rz. 25; Hannes, ZEV 2016, 554, 561.

7 Ebenso A 28a Abs. 2 Satz 2 AEErbSt 2017; Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a Rz. 25; ebenso Stalleiken
in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 17 bis zum Eintritt der Festsetzungverj!hrung.

8 Ebendort Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a Rz. 25.

9 So auch Thonemann-Micker/Krogoll, NWB-EV 2016, 378, 385.

10 Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 17 bis zum Eintritt der Festsetzungverj!hrung.

11 Abschn. 28a.1 Abs. 2 Satz 2 AEErbSt 2017; Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 16 m. w. N.
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Stellt ein Erwerber weder einen Antrag nach § 28a ErbStG noch nach § 13c Abs. 1 Satz 1
ErbStG, so erfolgt die Besteuerung ungeschm!lert ohne BegÅnstigungen, sofern die
Grenze des § 13a ErbStG Åberschritten wird.1

c) Ermittlung des Erlassbetrages

Um den nach § 28a Abs. 1 Satz 1 ErbStG zu erlassenden Betrag zu ermitteln (s. Abschn.
28a.1 Abs. 5 AEErbSt 2017 samt Hinweise), ist zun!chst ohne jegliche BegÅnstigung
eine Åbliche Steuerberechnung durchzufÅhren. FÅr das begÅnstigte BetriebsvermÇgen
i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG ist dabei auch § 19a ErbStG anzuwenden.

In einem zweiten Schritt ist die Steuerbelastung fiktiv durchzufÅhren, als w!re kein be-
gÅnstigtes BetriebsvermÇgen i. S. d.§ 13b Abs. 2 ErbStG im Nachlass. Die Bemessungs-
grundlage ist also um den Wert des begÅnstigten VermÇgens i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG
zu kÅrzen. Der Differenzbetrag der beiden Steuerbelastungen ergibt die Steuer, die auf
das begÅnstigte VermÇgen entf!llt. Im n!chsten Rechenschritt ist das gesamte verfÅg-
bare VermÇgen i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG zu bewerten und zu ermitteln. Das verfÅg-
bare VermÇgen ist im n!chsten Rechenschritt trotz § 10 Abs. 8 ErbStG um die Erb-
schaftsteuerbelastung zu kÅrzen (latente Erbschaftsteuerbelastung), die durch das
nicht begÅnstigte VermÇgen aus dem gleichen Erwerb ausgelÇst wird.2 Nur so l!sst
sich das tats!chlich zur VerfÅgung stehende verfÅgbare VermÇgen zutreffend ermit-
teln. Sofern das verfÅgbare VermÇgen i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG niedriger ist als auf die
im ersten Rechenschritt ermittelte auf das begÅnstigte VermÇgen entfallende Steuer,
so ist der darÅber hinausgehende Steuerbetrag zu erlassen.3

d) Erbauseinandersetzung und Weitergabepflicht (Abs. 1 Satz 2 ff.)

§ 28a Abs. 1 Satz 2 ErbStG entspricht den systematischen Bestimmungen des § 13a
Abs. 5 ErbStG, § 19a Abs. 2 ErbStG, § 13d Abs. 2 ErbStG. Der Gesetzgeber setzt hier in
systematisch stets gleicher Weise Bestimmungen um, nachdem bei Erbauseinanderset-
zungen, Teilungsanordnungen und sonstigen Weitergabeverpflichtungen stets nur der-
jenige in den Genuss der BegÅnstigungen fÅr begÅnstigtes VermÇgen i. S. d. § 13b
Abs. 2 ErbStG kommen soll, der dieses VermÇgen endgÅltig erh!lt und fortfÅhrt.4 Nach
dem Regierungsentwurf5 soll derjenige, der VermÇgen im Rahmen von Verm!chtnis-
sen, Auflagen oder Erbauseinandersetzungen VermÇgen hingibt, im Rahmen der Ver-
schonungsbedarfsprÅfung so gestellt werden, als habe er von Anfang an begÅnstigtes
VermÇgen erhalten. Nur derjenige, der entsprechendes begÅnstigtes VermÇgen i. S.v.
§ 13b Abs. 2 ErbStG Åbernimmt, hat auch die Haltefristen des § 28a Abs. 4 ErbStG ein-
zuhalten. Nur diesen Erwerber trifft auch eine Nachsteuer fÅr einen Haltefristverstoß.

ErbStG § 28a 18 – 20 VerschonungsbedarfsprÅfung
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1 Holtz, NJW 2016, 3750, 3754; Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 25.

2 A. A. hingegen Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 7. Dem ist zuzugeben, dass dies der Åblichen Dog-
matik des § 10 Abs. 8 ErbStG eigentlich nicht entspricht, vorliegend aber gleichwohl geboten ist. FÅr eine
BerÅcksichtigung latenter Erbschaftsteuerbelastung auch Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a
Rz. 24.

3 Siehe hierzu auch, teilweise abweichend Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a Rz. 27.

4 Siehe Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 5.

5 BT-Drucks. 18/5923, 33.
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Konsequenterweise ist auch nur auf dessen verfÅgbares VermÇgen i. S.v. § 13b Abs. 2
ErbStG anzustellen, auch wenn der Gesetzgeber dies nicht ausdrÅcklich normiert.1 Hie-
raus ergeben sich in der Praxis GestaltungsmÇglichkeiten. Hinterl!sst ein Erblasser ein
EigenvermÇgen von 200 Mio.A, das zu 100 Mio.A aus begÅnstigtem VermÇgen i. S.v.
§ 13b Abs. 2 ErbStG besteht und zu 100 Mio.A aus privatem WertpapiervermÇgen, so
kann der Erblasser, der 2 vermÇgenslose Kinder hinterl!sst, die Anwendung des § 28a
ErbStG absichern, indem er per Teilungsanordnung das gesamte begÅnstigte Betriebs-
vermÇgen dem einen Kind und das gesamte PrivatvermÇgen dem anderen Kind zu-
weist. Dies wÅrde auch durch freiwillige Erbauseinandersetzung oder Verm!chtnis-
zuwendung funktionieren. Dasjenige Kind, das das begÅnstigte VermÇgen i. S. d. § 13b
Abs. 2 ErbStG Åbernimmt, kÇnnte einen 100 %igen Steuererlass nach § 28a Abs. 1 Satz 1
ErbStG beantragen. Dass die Regelung des § 28a Abs. 1 Satz 2 ff. ErbStG auch fÅr die Zu-
ordnung des verfÅgbaren VermÇgens i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG gelten muss, ist zwar
dem Gesetzeswortlaut nicht eindeutig zu entnehmen, entspricht jedoch der systemati-
schen Stellung und teleologischen Auslegung des § 28a ErbStG.2

Im "brigen kann fÅr die Auslegung des § 28a Abs. 1 Satz 2 - 4 ErbStG auf die Kommen-
tierung zu § 13a Abs. 5 ErbStG verwiesen werden.

4. Das verfÅgbare VermÇgen (Absatz 2)
Das verfÅgbare VermÇgen wird in § 28a Abs. 2 ErbStG definiert als 50 % der Summe der
gemeinen Werte des nicht begÅnstigten VermÇgens. Dabei wird sowohl nach § 28a
Abs. 2 Nr. 1 ErbStG dasjenige VermÇgen erfasst, das zeitgleich mit der gleichen Erb-
schaft oder Schenkung erworben wird, ebenso wie solches VermÇgen, das einem Er-
werber im Zeitpunkt der Steuerentstehung i. S. d. § 9 ErbStG bereits gehÇrt und nicht
zum begÅnstigten VermÇgen i. S. d. § 13b Abs. 2 ErbStG gehÇrt. Das BVerfG3 hatte in
seiner Entscheidung vom 17. 12. 2014 eine entsprechende Ausweitung auf das gesamte
einem Erwerber bereits gehÇrende VermÇgen zwar als systemwidrig bei der Erbschaft-
steuer abgesehen, wohl aber als mÇglich eingestuft. Der Antrag nach § 28a Abs. 1
Satz 1 ErbStG fÅhrt damit dazu, dass das gesamte einem Erwerber bereits bei Steuer-
entstehung gehÇrende VermÇgen zu bewerten ist. Maßgeblich sind dabei die Bestim-
mungen des Bewertungsgesetzes (ebenso A 28a.2 Abs. 3 AEErbSt 2017). Maßgeblich ist
wiederum eine Stichtagsbetrachtung. Soweit Betriebe, Mitunternehmernehmeranteile
oder potenziell begÅnstigte Kapitalgesellschaftsanteile dem Erwerber bereits gehÇren,
so sind diese nicht nur zu bewerten, sondern auch in das begÅnstigte VermÇgen i. S. d.
§ 13b Abs. 2 ErbStG und das VerwaltungsvermÇgen aufzuteilen. Ob insoweit die Rein-
vestitionsmÇglichkeiten des § 13b Abs. 5 ErbStG entsprechend angewandt werden kÇn-
nen, ist dem Gesetz nicht zu entnehmen, m. E. aber zu bejahen. Auch bezÅglich des
nicht begÅnstigten VermÇgens eines Erwerbers muss daher innerhalb von 2 Jahren
eine Reinvestition gem. § 13b Abs. 5 ErbStG bei Erwerben von Todes wegen innerhalb
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1 Siehe hierzu W!lzholz, ZEV 2017, 135 ff.

2 Siehe hierzu auch W!lzholz, ZEV 2017, 135 ff.

3 BVerfG vom 17. 12. 2014 1 BvL 21/12, BStBl 2015 II 50.
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von 2 Jahren zugelassen werden, um auch insoweit unbillige Ergebnisse zu vermeiden
(a. A. wohl Abschn. 28a.2 Abs. 2 AEErbSt 2017).

Dem Wortlaut nach spricht das Gesetz nur von zugleich Åbergegangenem VermÇgen
bzw. dem Erbe im Zeitpunkt der Steuerentstehung bereits gehÇrenden VermÇgen. Ver-
mÇgen sind grds. nur Aktiva. Eine Verrechnung mit Verbindlichkeiten hat der Gesetz-
geber hier nicht ausdrÅcklich vorgeschrieben. Gleichwohl ist fÅr die Anwendung des
§ 28a Abs. 2 ErbStG bei der Ermittlung des verfÅgbaren VermÇgens eine Schuldenver-
rechnung erforderlich.1 Dies stellt auch der Gesetzgeber in der BegrÅndung zum Regie-
rungsentwurf ausdrÅcklich klar.2 Ebenso stellt der Gesetzgeber dort klar, dass die Be-
wertung sich in s!mtlichen Bereichen nach dem gemeinen Wert i. S. d. § 9 BewG rich-
tet.3

Soweit im Jahre 2014 noch eine Cash-GmbH mit einem gemeinen Wert von 50 Mio.A
Åbertragen wurde und dieses VermÇgen sich bei einem Erwerb im Jahre 2017 noch in
BarvermÇgensform in der GmbH vorfindet, so erfolgt Åber § 28a Abs. 2 ErbStG nun-
mehr das Gebot des Gesetzgebers, dieses VermÇgen als verfÅgbares VermÇgen zur
Steuerbegleichung einzusetzen.4

Auch ausl!ndisches VermÇgen ist verfÅgbares VermÇgen i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG.5

Soweit der Schenker nach § 10 Abs. 2 ErbStG die Schenkungsteuer Åbernimmt, soll
auch der Anspruch auf Steuerfreistellung verfÅgbares VermÇgen in diesem Sinne sein.6

In dem verfÅgbaren VermÇgen eines Erwerbers befinden sich typischerweise auch Ver-
mÇgenswerte, die nach § 13 ErbStG aus unterschiedlichen GrÅnden von der Besteue-
rung ausgenommen sind, wie Kunstsammlungen, sein Familienheim i. S.v. § 13 Abs. 1
Nr. 4a, 4b, 4c ErbStG, Denkm!ler und dergleichen. Insoweit ist ungekl!rt, ob auch dieses
bei einem Direkterwerb von der Steuer ausgenommene VermÇgen im Bereich des
§ 28a Abs. 2 ErbStG als verfÅgbares VermÇgen anzusehen oder dieses aufgrund der
Wertungen des § 13 ErbStG auszuklammern ist.7 Letzteres w!re m. E. Åberzeugend und
wertungskonform. Der Gesetzgeber hat dieses Problem jedoch erkannt.8 Dem Gesetz-
geber war bei Erlass des Gesetzes bewusst, dass sich innerhalb des verfÅgbaren Ver-
mÇgens auch steuerbefreites VermÇgen i. S. d. § 13 ErbStG wie der Hausrat oder das Fa-
milienheim befinden. Um diese WertungswidersprÅchlichkeiten zu vermeiden, hat er
pauschalierend nur einen Einsatz von 50 % des verfÅgbaren VermÇgens angeordnet.
Hiermit soll pauschal ein Ausgleich fÅr derartige im verfÅgbaren VermÇgen befindliche
VermÇgensgegenst!nde erfolgen. Aus diesem Grunde werden auch WirtschaftsgÅter
i. S. d. § 13 ErbStG als verfÅgbares VermÇgen anzusehen sein. Auch steuerbefreite Wer-

ErbStG § 28a 22 – 24 VerschonungsbedarfsprÅfung

1060 W!lzholz

1 Abschn. 28a.2 Abs. 2 Satz 4 AEErbSt 2017; Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 7.

2 BT-Drucks. 18/5923, S. 33. Zustimmend Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 7.

3 Ebenso JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 13.

4 So zutreffend Wachter, DB 2017, 804 ff.; Korezkij, DStR 2015, 1337, 1342; Wachter, FR 2016, 690, 706;
Wachter, GmbHR 2017, 1, 11; Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 9.

5 Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 9; Abschn. 28a.2 Abs. 1 Satz 7 AEErbSt 2017.

6 Stalleiken in von Oertzen/Loose, ErbStG, § 28a Rz. 18, 25.

7 Siehe Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 7, 9; Kotzenberg/JÅlicher, GmbHR 2016, 1135, 1137; JÅlicher
in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 10.

8 BT-Drucks. 18/5923, S. 34 (RegierungsbegrÅndung).
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te gehÇren daher zum verfÅgbaren VermÇgen i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG.1 Dies gilt auch
fÅr eine ggf. vorhandene Zugewinnausgleichsforderung i. S. d. § 5 ErbStG.2

Sollte hingegen das verfÅgbare VermÇgen ausschließlich aus einem Familienheim i. S.v.
§ 13 Abs. 1 Nr. 4a ErbStG und einer steuerbefreiten Kunstsammlung gem. § 13 Abs. 1
Nr. 2 ErbStG bestehen, so mÅsste insoweit Åber einen Billigkeitserlass nachgedacht
werden, der erg!nzend zu § 28a ErbStG hier zu gew!hren w!re.

Ungekl!rt ist die Frage der Art der Schuldenzuordnung. Der Gesetzgeber hat in § 13b
ErbStG umfangreiche und Åberaus komplexe, kaum noch handhabbare Vorgaben zur
Zuordnung von Verbindlichkeiten zu den einzelnen VermÇgenssph!ren geregelt. In
§ 28a Abs. 2 ErbStG fehlen s!mtliche entsprechenden Bestimmungen. Befinden sich im
Nachlass eine begÅnstigte GmbH-Beteiligung von 100 Mio.A, die jedoch mit 50 Mio.A
Kredit erworben wurde und die Kredite noch nicht getilgt wurden, so ist im Nachlass
zwar grds. begÅnstigtes VermÇgen gem. § 13b Abs. 2 ErbStG mit einem gemeinen Wert
von 100 Mio.A. Die Verbindlichkeiten sind erbschaftsteuerrechtlich jedoch grds. nach
§ 10 Abs. 5 ErbStG der Kapitalgesellschaftsbeteiligung zuzuordnen. So w!re zumindest
die ertragsteuerliche Betrachtungsweise und diejenige des § 10 Abs. 6 ErbStG. FÅr die
Schuldenverrechnung kommt einerseits eine Schuldenzuordnung nach ertragsteuerli-
chen Zurechnungskriterien des Veranlassungszusammenhangs in Betracht oder als Al-
ternative dazu eine Ermittlung der im Nachlass vorhandenen Gesamtverbindlichkeiten,
die nicht Teil des begÅnstigten VermÇgens sind und die anschließende wertanteilige
Aufteilung s!mtlicher Verbindlichkeiten zu dem verfÅgbaren VermÇgen einerseits und
dem begÅnstigten VermÇgen andererseits. Eine klare Entscheidung diesbezÅglich hat
der Gesetzgeber nicht entschieden (ebensowenig A 28a.2 Abs. 2 AEErbSt 2017). Aspekte
der Verwaltungsvereinfachung kÇnnen dafÅr sprechen, die Verbindlichkeiten verein-
fachend nach dem wertanteiligen Verh!ltnis entsprechend § 13b Abs. 6 Satz 1 ErbStG
vorzunehmen und nicht eine individuelle Zuordnung der jeweiligen einzelnen Verbind-
lichkeit nach dem Veranlassungszusammenhang vorzunehmen.

Soweit sich im VermÇgen eines Erwerbers aus anderem Anlass ein noch nicht geltend
gemachter Pflichtteilsanspruch in nicht verj!hrter Form befindet, so mÅsste nach der
Logik der BFH-Entscheidung vom 7. 12. 20163 auch dieser Pflichtteilsanspruch trotz der
Nichtgeltendmachung als verfÅgbares VermÇgen anzusehen sein. Dies ist m. E. abzu-
lehnen.

Soweit der Gesetzgeber den Erwerber verpflichtet, bis zu 50 % seines verfÅgbaren Ver-
mÇgens zu verwerten, um die Erbschaftsteuerbelastung zu tragen, so kÇnnen hier-
durch ertragsteuerliche Belastungen ausgelÇst werden.4 Dies ist dem Gesetzgeber bei
Erlass des Gesetzes bewusst gewesen. Dies ist auch ein Grund dafÅr, weswegen ledig-
lich 50 % des nicht begÅnstigten VermÇgens i. S.v. § 13b Abs. 2 ErbStG als verfÅgbares
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1 A 28a.2 Abs. 2 Satz 7 AEErbSt 2017; Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 7, 9; Kotzenberg/JÅlicher,
GmbHR 2016, 1135, 1137; JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 7; Stalleiken in von Oertzen/Loo-
se, ErbStG, § 28a Rz. 27.

2 SÇffing, ErbStB 2016, 235, 241; JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 7.

3 BFH vom 7. 12. 2016 II R 21/14 NWB DokID: WAAAG-41507.

4 Siehe Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 8.
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VermÇgen angesehen werden.1 Im "brigen mildert der Gesetzgeber die potentiellen
Steuerbelastungen durch Stundungsregelungen in § 28a Abs. 3 und in § 28 Abs. 1
ErbStG ab.2

Ungekl!rt ist im Rahmen des § 28a ErbStG, ob Steuerausl!nder mit nur beschr!nkter
Steuerpflicht, die inl!ndisches begÅnstigtes BetriebsvermÇgen i. S.v. § 13b Abs. 2
ErbStG im Wert von 200 Mio.A erben, nur ihr InlandsvermÇgen i. S. d. § 121 BewG als
verfÅgbares VermÇgen i. S. d. § 28a Abs. 2 ErbStG anzugeben haben, oder ob fÅr diese
ihr WeltvermÇgen als verfÅgbares VermÇgen zu ermitteln und zu bewerten ist. Dem
Gesetzeswortlaut nach ist eine Beschr!nkung auf bloßes InlandsvermÇgen i. S. d. § 121
BewG nicht zu entnehmen.3

Aus Sicht der Gestaltungspraxis lassen sich folgende Gestaltungsempfehlungen zur
Nutzung des § 28a ErbStG geben:

– Verwendung von Familienstiftungen, die Åber keinerlei verfÅgbares VermÇgen ver-
fÅgen,4

– Trennung von BetriebsvermÇgen und PrivatvermÇgen zwischen mehreren Kindern,

– mÇglichst frÅhzeitige "bertragung des BetriebsvermÇgens in die Folgegeneration,
so dass der Bestand des PrivatvermÇgens erst nach mehr als 10 Jahren nacherwor-
ben wird.5

5. Stundung (Absatz 3)
§ 28a Abs. 3 ErbStG gew!hrt eine bis zu 6-monatige StundungsmÇglichkeit. Die Stun-
dungsmÇglichkeit errechnet sich ab Festsetzung der Steuer. Gestundet werden kann
die nach Anwendung des § 28a Abs. 1 Satz 1 ErbStG verbleibende Steuer. Damit bezieht
sich diese Steuer nicht nur auf diejenige, die sich auf begÅnstigtes VermÇgen bezieht,
sondern sie bezieht sich auf die gesamte festgesetzte und nicht erlassene Erbschaft-
steuer, selbst wenn diese zu 95 % sich auf PrivatvermÇgen bezieht. Eine Einschr!nkung
diesbezÅglich kann dem Gesetz nicht entnommen werden. Weitere Voraussetzung fÅr
die Stundung ist jedoch, dass die Einziehung der Steuer bei F!lligkeit eine erhebliche
H!rte fÅr den Erwerber bedeuten wÅrde und der Anspruch nicht gef!hrdet erscheint.
Bei dem Vorliegen der erheblichen H!rte wird aus dem Gesamtkontext des § 28a
ErbStG insbesondere zu berÅcksichtigen sein, inwieweit durch die Steuerzahlung die
betriebliche Liquidit!t und der Erhalt der Arbeitspl!tze beeintr!chtigt werden kÇnnte.
Da es sich um eine Ermessensvorschrift6 handelt, wird die Finanzverwaltung hierbei
aber nicht nur betriebliche, sondern auch andere Aspekte des Nachteils der Verwertung
von VermÇgen berÅcksichtigen kÇnnen und mÅssen. Sind hinreichende liquide Mittel
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1 Siehe Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a Rz. 31; Viskorf/LÇcherbach/Jehle, DStR 2016, 2425, 2432; Cre-
zelius, ZEV 2014, 541, 546.

2 Stundung liegt im Ermessen der Finanzverwaltung. Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 17. Dort auch
zu Verzinslichkeit und Unattraktivit!t.

3 Siehe hierzu JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 9.

4 JÅlicher in Troll/Gebel/JÅlicher, ErbStG, § 28a Rz. 16; siehe A 28a.6 AEErbSt 2017.

5 Siehe auch Reich, DStR 2016, 2247, 2449; Jochum in Wilms/Jochum, ErbStG, § 28a Rz. 33 f.

6 Eisele in Kapp/Ebeling, ErbStG, § 28a Rz. 17. Dort auch zu Verzinslichkeit und Unattraktivit!t.
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§ 12 Kapitalforderungen und Schulden

(1) 1Kapitalforderungen, die nicht in § 11 bezeichnet sind, und Schulden sind mit dem
Nennwert anzusetzen, wenn nicht besondere Umst!nde einen hÇheren oder geringe-
ren Wert begrÅnden. 2Liegen die besonderen Umst!nde in einer hohen, niedrigen oder
fehlenden Verzinsung, ist bei der Bewertung vom Mittelwert einer j!hrlich vorschÅssi-
gen und j!hrlich nachschÅssigen Zahlungsweise auszugehen.

(2) Forderungen, die uneinbringlich sind, bleiben außer Ansatz.

(3) 1Der Wert unverzinslicher Forderungen oder Schulden, deren Laufzeit mehr als ein
Jahr betr!gt und die zu einem bestimmten Zeitpunkt f!llig sind, ist der Betrag, der
vom Nennwert nach Abzug von Zwischenzinsen unter BerÅcksichtigung von Zinseszin-
sen verbleibt. 2Dabei ist von einem Zinssatz von 5,5 Prozent auszugehen.

(4) 1Noch nicht f!llige AnsprÅche aus Lebens-, Kapital- oder Rentenversicherungen wer-
den mit dem RÅckkaufswert bewertet. 2RÅckkaufswert ist der Betrag, den das Ver-
sicherungsunternehmen dem Versicherungsnehmer im Falle der vorzeitigen Auf-
hebung des Vertragsverh!ltnisses zu erstatten hat. 3Die Berechnung des Werts, ins-
besondere die BerÅcksichtigung von ausgeschÅtteten und gutgeschriebenen Gewinn-
anteilen kann durch Rechtsverordnung geregelt werden.

Hinweis: R B 12.1 ff. ErbStR 2011; Gleichlautende Erlasse der obersten FinanzbehÇrden der L!nder
betr. Bewertung von Kapitalforderungen und Kapitalschulden, wiederkehrende Nutzungen und
Leistungen: Bewertung fÅr Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteuer v. 10. 10. 2010, BStBl 2010
I 810.

Literatur: Brosch, Das Disagio im Bewertungsrecht, DB 1984, 1696; Christoffel, Bewertung der Ver-
mÇgenseinlage des typischen stillen Gesellschafters, DB 1988, 248; ders., Abzug von Schulden bei
der Ermittlung des GesamtvermÇgens, DStZ 1995, 198; Bachem, Bewertung von Åberverzinslichen
Geldleistungsverbindlichkeiten, DStR 1999, 773; Viskorf, Schenkung bei "bertragung aller AnsprÅ-
che und Rechte aus einer Kapitallebensversicherung, FR 1999, 1255; Geck/Messner, Zuwendungs-
gegenstand bei "bertragung des Bezugsrechts an einer Kapitallebensversicherung, ZEV 2000, 21;
Sedlaczek, Bewertung eines unverzinslichen Rahmenkredits mit dem Nennwert, ErbBstg 2000, 40;
Fiedler, Die Besteuerung der unentgeltlichen "bertragung von Lebensversicherungsvertr!gen,
DStR 2000, 533; BÇhm, Darlehen bei Tod des Darlehennehmers, ZEV 2002, 337; JÅptner, Private
SteuererstattungsansprÅche und Erbschaftsteuer, UVR 2008, 180; Ebeling, Schenkung einer wert-
losen Forderung mit Besserungsabrede - Gegenstand der Schenkung, ZEV 2009, 416; Neu, Abzin-
sung unverzinslicher Gesellschafterdarlehen - Restlaufzeit von Kettendarlehen, EFG 2009, 076; Ha-
laczinsky, Allgemeiner Teil des Bewertungsgesetzes: Bedeutung im Steuerrecht, UVR 2014, 83;
H.-U. Viskorf, Aktuelle BFH-Rechtsprechung zum ErbStG, JbFfSt 2013/2014, 715; Hierstetter, „Ver-
bindliche Auskunft nur eingeschr!nkt gerichtlich ÅberprÅfbar - Bewertung von Verbindlichkeiten
in Abwicklungs-EndvermÇgen i. S. d. § 11 Abs. 3 KStG“, BB 2014, 1320; Deimel, Anzahl der Besch!f-
tigten i. S. d. § 13a Abs. 1 Satz 4 ErbStG und ausgesetzte Steuerschulden als Nachlassverbindlichkei-
ten, EFG 2015, 1620; Schwarz/BÇs, Verbindlichkeiten in der Liquidationsschlussbilanz, KSI 2015,
18; W!lzholz, Folgen der vom Nießbraucher Åbernommenen Tilgungs- und Zinsleistungen fÅr die
Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs, ZEV 2016, 217; J. Wagner, Derivative Finanzinstrumente
nach dem ErbStG, FR 2016, 163; Hey, Realit!tsgerechtigkeit von Typisierungen als verfassungs-
rechtliches Problem der Niedrigzinsphase - Zur Verfassungswidrigkeit von § 238 AO und § 6a Abs. 3
Satz 3 EStG, FR 2016, 485.
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1. Kapitalforderungen und Kapitalschulden

a) Kapitalforderungen

Kapitalforderungen sind Forderungen, die auf Zahlung von Geld gerichtet sind. Zu den
Kapitalforderungen gehÇren z. B. gesicherte und ungesicherte Darlehen, Forderungen
aus Kaufvertr!gen, familienrechtliche oder auf dem Erbrecht beruhende AnsprÅche,
Steuererstattungs- und VergÅtungsansprÅche, f!llige AnsprÅche gegen Versicherun-
gen, AnsprÅche auf Tantiemen oder WarenrÅckvergÅtung, AnsprÅche auf Wohnungs-
baupr!mien. Auch die festverzinslichen Wertpapiere, die Sparbriefe, die Bundesschatz-
briefe und die Finanzierungssch!tze des Bundes fallen unter diese Vorschrift, soweit
fÅr sie kein Kurswert vorliegt.1 Die Forderung aus der Einlage als typisch stiller Gesell-
schafter ist ebenfalls eine Kapitalforderung.2 Eine atypische stille Beteiligung stellt da-
gegen BetriebsvermÇgen dar. Ein partiarisches Darlehen ist wie eine stille Beteiligung
zu bewerten.3 Ein den nominellen Betrag des Gesch!ftsanteils Åbersteigendes Ge-
sch!ftsguthaben eines Mitglieds einer Genossenschaft ist ebenfalls als Kapitalforde-
rung zu bewerten. Dies gilt jedoch nicht fÅr Hauberg-, Wald-, Forst- oder Laubgenos-
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1 Vgl. § 11 Abs. 1 BewG; wegen der Bewertung s. § 12 Rdn. 65 ff.

2 Wegen der Bewertung vgl. Rdn. 63 f. sowie R B 12.4 ErbStR 2011.

3 Hierzu FG Bremen v. 12. 8. 1997 290254K5, EFG 1998, 350.
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senschaften oder !hnliche Realgemeinden mit eigener RechtspersÇnlichkeit. Das ge-
meinschaftliche VermÇgen ist hier gesondert festzustellen (§ 180 AO) und den Beteilig-
ten anteilig zuzurechnen.

Kapitalforderungen sind nur anzusetzen, wenn sie am Stichtag bereits entstanden und
noch nicht erloschen waren. Aufschiebend bedingte oder unbestimmt befristete Kapi-
talforderungen sind erst zu erfassen, wenn die Bedingung oder Befristung eingetreten
ist.1 Das gilt auch fÅr gestundete Forderungen, bei denen entweder der Zeitpunkt oder
das „Ob“ des Eintritts der F!lligkeit ungewiss ist.2 Anderes gilt bei einer festen Stun-
dungsfrist; eine solche Forderung wird mit ihrem abgezinsten Wert angesetzt. Eine For-
derung mit Besserungsabrede ist unabh!ngig von ihrer zivilrechtlichen Einordnung als
aufschiebend bedingte Forderung zu behandeln.3

AnsprÅche, deren HÇhe vom Ergebnis des Gesch!ftsjahres eines Unternehmens abh!n-
gig ist, wie z. B. Tantiemen, WarenrÅckvergÅtungen u. $., sind aufschiebend bedingt,
wenn die Gew!hrung im freien Ermessen des Unternehmens liegt und der Beschluss
Åber die Gew!hrung erst nach dem Stichtag erfolgt. Sind die AnsprÅche dagegen ver-
traglich festgelegt und lediglich in der HÇhe vom Gesch!ftsergebnis abh!ngig, so sind
sie anzusetzen, sobald das maßgebliche Gesch!ftsjahr abgelaufen ist.4 Tantieme-
ansprÅche, die nicht nur gewinnabh!ngig sind, sondern auch noch davon abh!ngen,
dass der Gewinn ganz oder teilweise oder auch in einer bestimmten MindesthÇhe aus-
geschÅttet wird, sind, solange der Beschluss Åber die Gewinnverwendung nicht vor-
liegt, aufschiebend bedingt und deshalb nicht zu erfassen.5

Ein Aufgeld ist neben dem Nennbetrag der Forderung anzusetzen.6 Ein bei der Auszah-
lung eines Darlehens einbehaltenes Disagio ist regelm!ßig als laufzeitunabh!ngige
Zinsvorauszahlung anzusehen. Das Disagio ist beim Darlehensnehmer anzusetzen, so-
weit es am Stichtag durch die bisherige Kapitalnutzung noch nicht verbraucht ist.7

Nach dem BFH v. 9. 10. 19918 stellt das Guthaben einer InstandhaltungsrÅcklage nach
dem Wohnungseigentumsgesetz eine Geldforderung dar. Sie ist daher als gesonderte
Kapitalforderung zu erfassen.9 Trotz des gemeinschaftlichen Eigentums wird auf eine
einheitliche und gesonderte Feststellung (§ 180 Abs. 3 Nr. 2 AO) verzichtet.

Private Steuererstattungs- und -vergÅtungsansprÅche des Erblassers unterfallen mit
dem beim Eintritt des Erbfalls materiell-rechtlich zutreffenden Wert der Erbschaftsteu-
er, ohne dass es auf deren Durchsetzbarkeit zu diesem Zeitpunkt ankommt.10 Die frÅ-
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1 BFH v. 28. 6. 1996 II R 92/93, BStBl 1996 II 348; R B 4 ErbStR 2011; zum Provisionsanspruch eines unselb-
st!ndigen Vermittlers von Lebensversicherungen: BFH v. 27. 5. 1998 X R 94/96, BStBl 1998 II 619.

2 BFH v. 27. 8. 2003 II R 58/01, BStBl 2003 II 921; v. 16. 1. 2008 II R 30/06, BStBl 2008 II 626; v. 21. 4. 2009 II R
57/07, NWB DokID: KAAAC-77248.

3 BFH v. 21. 4. 2009 II R 57/07, BFHE 224, 279, BStBl 2009 II 606.

4 BFH v. 26. 6. 1970 III R 98/69, BStBl 1970 II 735.

5 BFH v. 10. 5. 1968 III R 112/67, BStBl 1968 II 703.

6 Vgl. Abschn. 56 Abs. 3 VStR 1995 sowie gleichl. L!ndererl. v. 25. 6. 1991 S 3103, BStBl 1991 I 701.

7 BFH v. 8. 11. 1989 II R 29/86, BStBl 1990 II 207; zur Bewertung vgl. § 12 BewG Rdn. 32 f.

8 II R 20/89, BStBl 1992 II 152.

9 Zuletzt zweifelnd: BFH v. 2. 3. 2016 II R 27/14, BFHE 253, 271, BStBl 2016 II 619.

10 BFH v. 16. 1. 2008 II R 30/06, BFHE 220, 518, BStBl 2008 II 626.
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here Rechtsprechung,1 wonach SteuererstattungsansprÅche solange nicht als Kapital-
forderungen zu berÅcksichtigen sind, als ihrer Geltendmachung Bestand habende Steu-
erbescheide entgegenstehen, ist aufgegeben. Das gilt auch fÅr die Richtlinienregelung,2

weil die Entscheidung des BFH v. 16. 1. 2008 II R 30/06 im BStBl II verÇffentlicht wurde.
Private SteuererstattungsansprÅche, die noch in der Person des Erblassers entstanden
sind, gehÇren danach beim Erben zum steuerpflichtigen Erwerb i. S. d. § 10 Abs. 1
ErbStG. In der Person des Erblassers sind ErstattungsansprÅche dann entstanden, wenn
und soweit beim Tod des Erblassers nach der materiellen Rechtslage bereits eine "ber-
zahlung vorgelegen hat. EinkommensteuererstattungsansprÅche entstehen mit Ablauf
des jeweiligen Veranlagungszeitraums3 Erstattungszinsen sind allerdings erst dann an-
zusetzen, wenn ein Bescheid Åber die Steuererstattung vorliegt. Zinsen nach § 233a AO
sind erst abzuziehen, wenn ein Steuerbescheid vorliegt, der zu einer Nachzahlung
fÅhrt.4

Die Kapitalforderungen sind von Forderungen zu unterscheiden, die sich auf eine ande-
re Leistung richten (z. B. auf Lieferung und "bereignung des Kaufgegenstands oder auf
Dienstleistungen) und die als SachleistungsansprÅche bezeichnet werden (dazu § 9
Rdn. 23 ff.). § 12 gilt fÅr diese nicht. Die Vorschrift des § 12 BewG befasst sich allein mit
der Bewertung von Kapitalforderungen und Kapitalschulden. Wann sie anzusetzen
sind, ist nach den Vorschriften der Einzelsteuergesetze zu prÅfen.

Bewertungsmaßstab der Kapitalforderungen ist grunds!tzlich der Nennwert5 (§ 12
Abs. 1 BewG). Kapitalforderungen und Kapitalschulden, die auf eine ausl!ndische W!h-
rung lauten, sind nach dem Umrechnungskurs im Besteuerungszeitpunkt umzurech-
nen.6 In bestimmten F!llen ist wegen „besonderer Umst!nde“ (§ 12 Abs. 1 BewG) ein
vom Nennwert abweichender Wert anzusetzen.7

Stehen einer unverzinslichen oder niedrig verzinslichen Kapitalforderung an Stelle der
Zinsen oder neben den Zinsen andere wirtschaftliche Vorteile gegenÅber, kommt eine
Bewertung unter dem Nennwert nicht in Betracht. Entsprechendes gilt bei Hochver-
zinslichkeit fÅr andere wirtschaftliche Nachteile und sonstige Kompensationen.

Ist zweifelhaft, ob oder inwieweit eine Kapitalforderung durchsetzbar ist, kann sie dem
Grad der Zweifelhaftigkeit entsprechend mit einem niedrigeren Sch!tzwert anzusetzen
sein. Das gilt insbesondere beim Ansatz verj!hrter Kapitalforderungen. Schwierigkeiten
in der Beurteilung der Rechtslage sind kein besonderer Umstand, der einen Abschlag
rechtfertigt.8
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1 Vom 15. 10. 1997 II R 56/94, BStBl 1997 II 796; v. 29. 7. 1998 II R 64/95, BFH/NV 1998, 1455 = NWB DokID:
DAAAA-62380; v. 15. 3. 2000 II R 15/98, BStBl 2000 II 588.

2 R B 12.1 Abs. 4 ErbStR 2011.

3 BFH v. 26. 4. 1994 VII R 109/93, BFH/NV 1994, 839 = NWB DokID: KAAAB-35140; v. 6. 2. 1996 VII R 116/94,
BStBl II 1996, 557.

4 Vgl. hierzu Schulte/Wittmann, Steuerzinsen nach § 233a AO in der VermÇgensteuer, DB 1996, 1795.

5 Siehe Rdn. 31 ff.

6 R B 12.1 Abs. 5 ErbStR 2011.

7 Siehe Rdn. 38 ff.

8 R B 12.1 Abs. 3 ErbStR 2011.
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Kapitalforderungen, die in bÇrsennotierten Wertpapieren verbrieft sind, werden mit
dem Kurswert angesetzt (§ 11 Abs. 1 BewG); er hat Vorrang vor dem Bewertungsmaß-
stab des Nennwerts.

b) Kapitalschulden

Den Kapitalforderungen und SachleistungsansprÅchen stehen die Kapitalschulden
bzw. Sachleistungsverpflichtungen gegenÅber. Die Erl!uterungen zur Bewertung von
Kapitalforderungen nach § 12 BewG gelten, soweit nichts anderes gesagt ist, auch fÅr
die Bewertung der Kapitalschulden. § 12 Abs. 2 BewG gilt jedoch nur fÅr uneinbring-
liche Forderungen, nicht jedoch fÅr die entsprechenden Schulden.1

Grunds!tzlich kÇnnen Kapitalschulden nur abgezogen werden, soweit sie am jeweili-
gen Bewertungsstichtag entstanden, noch nicht getilgt oder erloschen sind und fÅr
den Leistungspflichtigen eine tats!chliche wirtschaftliche Belastung darstellen.2 Die
Vorschriften der §§ 4 – 8 BewG Åber die Bedingungen und Befristungen sind zu beach-
ten, d. h. aufschiebend bedingte und unbestimmte befristete Schulden und Lasten sind
nicht abzugsf!hig. Die der einkommensteuerrechtlichen Zielsetzung entnommenen
Wertungen des Fremdvergleichs3 sind fÅr die Ermittlung der durch einen erbschaft-
steuerpflichtigen Erwerb eingetretenen Bereicherung nicht entsprechend anwendbar.4

Erbschaftsteuerrechtlich muss allerdings die Schuld am Stichtag (Todestag des Erblas-
sers) noch nicht entstanden sein.5 Es genÅgt fÅr die Behandlung als Nachlassverbind-
lichkeit, dass die Schulden vom Erblasser herrÅhren (§ 10 Abs. 5 Nr. 1 ErbStG). Erblasser-
schulden sind danach auch die erst in der Person des Erben entstehenden Verbindlich-
keiten, die als solche schon dem Erblasser entstanden w!ren, wenn er nicht vor Eintritt
der zu ihrer Entstehung nÇtigen weiteren Voraussetzung verstorben w!re.6

Bei Verpflichtungen gegenÅber einem Pflichtteilsberechtigten liegt eine wirtschaftliche
Belastung nicht vor, solange der Pflichtteilsberechtigte seinen Anspruch nicht geltend
macht und mit einer Geltendmachung auch nicht ernsthaft zu rechnen ist.7

Ein Schenkungsversprechen ohne gerichtliche oder notarielle Beurkundung begrÅndet
i. d. R. keine abzugsf!hige Schuld.8 Ein am Stichtag noch nicht vollzogenes formungÅlti-
ges Schenkungsversprechen begrÅndet auch dann fÅr diesen Stichtag keine abzugs-
f!hige Schuld, wenn das Schenkungsversprechen sp!ter in notarieller Form wiederholt
worden ist.9
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1 BFH v. 26. 2. 2003 II R 19/01, BStBl 2003 II 561.

2 Vgl. BFH v. 11. 4. 1975 III R 93/72, BStBl 1975 II 657, 659; v. 27. 1. 1999 II R 81/96, BFH/NV 1999, 913 = NWB
DokID: UAAAA-63128.

3 Vgl. BFH v. 18. 12. 1990 VIII R 290/82, BStBl 1991 II 391.

4 BFH v. 25. 10. 1995 II R 45/92, BStBl 1996 II 11, 15.

5 Vgl. BGH v. 7. 7. 1991 V ZR 214/89, NJW 1991, 2558, m. w. N; BFH v. 4. 7. 2012 II R 15/11, BFHE 238, 233,
BStBl II 2012, 790, Rz. 14.

6 BFH v. 15. 6. 2016 II R 51/14, BFHE 255, 85, BFH/NV 2016, 1837.

7 Vgl. BFH v. 27. 8. 1971 III R 94/70, BStBl 1972 II 100.

8 RFH v. 9. 5. 1934 III A 125/34, RStBl 1934, 770.

9 BFH v. 1. 2. 1963 III 93/60 U, BStBl 1963 III 131.
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Geldstrafen sind bis zur Rechtskraft des Urteils aufschiebend bedingt und kÇnnen des-
halb erst nach Eintritt der Rechtskraft abgezogen werden.

Schulden aus BÅrgschaften sind ebenfalls aufschiebend bedingt. Sie kÇnnen erst abge-
zogen werden, wenn der BÅrge ernsthaft mit der Inanspruchnahme rechnen muss, z. B.
wenn die Beitreibung der Forderung, fÅr die gebÅrgt wird, beim Schuldner ohne Erfolg
versucht worden ist.

Bei Erschließungsmaßnahmen richtet sich die Entstehung der Beitragspflicht nach
§ 133 BauGB. Danach unterliegen der Beitragspflicht GrundstÅcke, fÅr die eine bauliche
oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt
werden dÅrfen. Erschlossene GrundstÅcke, fÅr die eine bauliche oder gewerbliche Nut-
zung nicht festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrs-
auffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemein-
de zur Bebauung anstehen. Mit dem Entstehen der Beitragspflicht entsteht auch ein
abzugsf!higer Schuldposten. Werden Vorleistungen auf den Erschließungsbeitrag von
der Gemeinde gefordert, wenn die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, entsteht
eine abzugsf!hige Schuld im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids.

Finanzierungsbeihilfen, die Land- und Forstwirten gew!hrt werden, sind teilweise mit
einer RÅckforderungsmÇglichkeit ausgestattet, wenn die Mittel nicht entsprechend be-
stimmter Auflagen verwendet werden oder wenn bestimmte Auflagen nicht eingehal-
ten werden. Solche RÅckzahlungsverpflichtungen sind aufschiebend bedingt und kÇn-
nen daher nicht abgezogen werden; es sei denn, dass zum Veranlagungszeitpunkt die
RÅckforderung geltend gemacht worden ist.

Die Schulden und Lasten mÅssen weiter eine wirtschaftliche Belastung darstellen.1 Der
Schuldner muss nach wirtschaftlicher Betrachtungsweise mit der Geltendmachung
ernstlich zu rechnen haben.2 Es sind deshalb im Allgemeinen solche Schulden und Las-
ten abzugsf!hig, zu deren ErfÅllung eine rechtliche Verpflichtung besteht. Aber auch
bei Bestehen einer rechtlichen Verpflichtung kann eine ernsthafte wirtschaftliche Be-
lastung im Einzelfall zu verneinen sein, so z. B. bei der Verpflichtung, noch nicht einge-
zahlte Stammeinlagen zu leisten, wenn am Stichtag nicht ernstlich mit der Einforde-
rung zu rechnen ist3 oder wenn der formal leistungspflichtige Schuldner die in seiner
Person begrÅndete oder von ihm Åbernommene Verbindlichkeit unter normalen Um-
st!nden niemals (selbst) wird erfÅllen mÅssen.4 Die Pflicht, an einem in der Zukunft
liegenden Zeitpunkt Åber den Verkauf eines bestimmten GrundstÅcks zu im Voraus
festgelegten Vereinbarungen einen Vertrag abzuschließen, begrÅndet fÅr den Verk!u-
fer keine abziehbare Sachleistungsschuld, solange sich nicht auch der K!ufer zum Ab-
schluss des Kaufvertrags verpflichtet hat.5 Ein Steuerpflichtiger, der Gelder, die er zur
AbfÅhrung an einen anderen empfangen hatte, fÅr sich verwendet hat, kann die Ver-

BewG § 12 14 – 18 Kapitalforderungen und Schulden

1230 H.-U. Viskorf

1 Vgl. BFH v. 11. 4. 1975 (a. a. O.); v. 27. 1. 1999 (a. a. O.).

2 RFH v. 21. 1. 1932 III A 562/30, RStBl 1932 964; BFH v. 8. 12. 1993 II R 118/89, BStBl 1994 II 216.

3 Vgl. hierzu Abschn. 29 Abs. 2 VStR 1995.

4 Vgl. BFH v. 5. 3. 1997 II R 24/94, BFH/NV 1997, 820 = NWB DokID: ZAAAB-38907, fÅr den Fall eines zins-
losen Darlehens, welches Eltern ihren Kindern auf Lebenszeit der Eltern gew!hrt hatten.

5 BFH v. 15. 7. 1983 III R 119/80, BStBl 1983 II 706.
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pflichtung zur Ersatzleistung nur dann als Schuld abziehen, wenn er am Stichtag mit
der Geltendmachung der Ersatzforderung durch den Gl!ubiger ernstlich zu rechnen
hatte.1 Das Gleiche gilt hinsichtlich der RÅckgabeverpflichtung bei der Entwendung
fremder VermÇgensgegenst!nde.2 Andererseits kann auch ohne rechtliche Verpflich-
tung eine wirtschaftliche Belastung und damit der Bestand einer Schuld angenommen
werden, wie dies z. B. aufgrund langj!hriger "bung beim Abzug von Verpflichtungen
auf wiederkehrenden Nutzungen und Leistungen der Fall ist (vgl. § 13).

Bleiben bei der Schenkung eines GrundstÅcks Grundpfandrechte bestehen und ist der
Schenker im Verh!ltnis zum Beschenkten allein verpflichtet, die den Grundpfandrech-
ten zugrunde liegenden Darlehnsverbindlichkeiten zu erfÅllen, handelt es sich hinsicht-
lich der dinglichen Haftung des Beschenkten um eine aufschiebend bedingte Last, die
gem. § 12 Abs. 1 ErbStG i.V. m. § 6 Abs. 1 BewG nicht zu berÅcksichtigen ist.3 Solange
der Beschenkte die persÇnliche Schuld des Schenkers nicht Åbernimmt, kommt es zu
einer (insoweit aufschiebend bedingten) Belastung des Beschenkten nur, wenn der
Schenker seinen Verpflichtungen aus den Darlehensvertr!gen nicht nachkommt und
der Gl!ubiger der Grundpfandrechte den dinglichen Anspruch auf Befriedigung aus
dem GrundstÅck (vgl. §§ 1142, 1150 BGB) geltend macht.4 Wird vereinbart, dass die
persÇnliche Haftung fÅr die Darlehensverbindlichkeiten zwar grunds!tzlich vom Be-
schenkten Åbernommen, fÅr die Dauer eines gleichzeitig vorbehaltenen Nießbrauchs
aber vom Schenker weiter getragen werden soll, liegt eine gegenl!ufige Vereinbarung
und damit nur eine aufschiebend bedingte Last vor, die den Beschenkten (noch) nicht
belastet.5 Nichts anderes kann gelten, wenn mit einem zugewendeten GrundstÅck le-
diglich nicht valutierte Grundschulden zu Gunsten des Schenkers auf einen Beschenk-
ten Åbergehen,6 weil auch in einem solchen Fall nicht angenommen werden kann, dass
der Zuwendende zugleich mit der GrundstÅcksÅbertragung seine dinglichen Haftungs-
ansprÅche geltend gemacht hat.

Grunds!tzlich ist davon auszugehen, dass die FinanzbehÇrden entstandene Steuern in
der materiell-rechtlich zutreffenden HÇhe festsetzen werden (§ 85 AO) und somit am
maßgeblichen Stichtag die erforderliche wirtschaftliche Belastung mit der Steuerschuld
gegeben war.7 Trifft dies zu, ist die Steuerschuld fÅr die Steuerfestsetzung eigenst!ndig
zu ermitteln. Es spielt keine Rolle, ob und ggf. in welcher HÇhe die danach abziehbare
Steuer tats!chlich festgesetzt wird.8

Der Abzug von Steuerschulden als Nachlassverbindlichkeit setzt allerdings nicht nur
voraus, dass die Steuerschulden im Zeitpunkt des Todes des Erblassers bereits entstan-
den waren oder – fÅr die Einkommensteuer des Todesjahres – der Erblasser den Tat-

Kapitalforderungen und Kapitalschulden 19 § 12 BewG

H.-U. Viskorf 1231

1 RFH v. 11. 2. 1937 III A 201/36, RStBl 1937, 603.

2 RFH v. 24. 2. 1938 III 221/36, RStBl 1938, 354.

3 BFH v. 26. 1. 2000 II B 88/99, BFH/NV 2000, 954 = NWB DokID: ZAAAA-65439 und v. 17. 10. 2001 II R 60/99,
BFHE 197, 260, BStBl 2002 II, 165.

4 BFH v. 6. 12. 2000 II B 161/99, n.v.; NWB DokID: QAAAA-66774.

5 BFH v. 17. 10. 2001 II R 60/99, BFHE 197, 260, BStBl 2002 II 165; ZEV 2002, 121.

6 Wie hier: FG NÅrnberg v. 26. 4. 2007 4 K 177/2007, EFG 2007, 1185, Rev., Az. des BFH: II R 13/08; a. A. BFH
v. 13. 6. 1960 II 173/58 U, BFHE 71, 436, BStBl II 1960, 412.

7 BFH v. 24. 3. 1999 II R 34/97, BFH/NV 1999, 1339.

8 BFH v. 4. 7. 2012 II R 15/11, BFHE 238, 233, BStBl II 2012, Rz. 26.
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bestand, an den das Gesetz die Steuerpflicht knÅpft, bereits verwirklicht hatte.1 Die
Steuerschulden mÅssen vielmehr darÅber hinaus nach st!ndiger Rechtsprechung des
BFH2 im Todeszeitpunkt eine wirtschaftliche Belastung dargestellt haben. § 10 Abs. 5
Nr. 1 ErbStG verlangt seinem Wortlaut nach zwar nicht ausdrÅcklich eine wirtschaftli-
che Belastung durch die am Stichtag bestehenden oder vom Erblasser herrÅhrenden
Schulden. Die Vorschrift tr!gt aber dem Bereicherungsprinzip, das der Besteuerung des
Erwerbs zugrunde liegt,3 Rechnung.

Steuerschulden stellen dann eine wirtschaftliche Belastung dar, wenn sie am Bewer-
tungsstichtag bestehen; d. h. sie mÅssen am Stichtag bereits entstanden und dÅrfen
noch nicht durch Zahlung, Aufrechnung, Erlass oder Verj!hrung erloschen sein. Die An-
sprÅche aus dem Steuerschuldverh!ltnis entstehen, sobald der Tatbestand verwirklicht
ist, an den das einzelne Steuergesetz die Leistungspflicht knÅpft (vgl. § 38 AO).

An der wirtschaftlichen Belastung fehlt es jedoch, wenn bei objektiver WÅrdigung der
Verh!ltnisse am Stichtag angenommen werden konnte, dass der Steuergl!ubiger seine
Forderung nicht geltend machen werde. Dies ist insbesondere der Fall, wenn der Erblas-
ser die aus seinem im Ausland angelegten VermÇgen erzielten EinkÅnfte gegenÅber
dem fÅr die Festsetzung der Einkommensteuer zust!ndigen Finanzamt verschwiegen
hatte und diesem deshalb auch die nur theoretische MÇglichkeit genommen war, von
den darauf beruhenden SteueransprÅchen zu erfahren.4

Nach der sehr restriktiven Auffassung des BFH5 ist der Abzug von hinterzogenen Steu-
erbetr!gen an Stichtagen vor der Aufdeckung der SteuerverkÅrzung ausgeschlossen,
u. z. selbst dann, wenn der Erbe das zust!ndige Finanzamt zeitnah nach dem Eintritt
des Erbfalls Åber die Steuerangelegenheit unterrichtet hat und er von diesem Zeitpunkt
an mit der Steuerfestsetzung rechnen musste. Bei der Unterrichtung handelt es sich
um ein nach dem Bewertungsstichtag eingetretenes Ereignis, das nach dem Stichtags-
prinzip (§ 11 ErbStG) bei der Festsetzung der Erbschaftsteuer nicht berÅcksichtigt wer-
den kann. FÅr eine Unterscheidung nach dem Zeitpunkt der Unterrichtung des zust!n-
digen Finanzamts gibt es keine Rechtsgrundlage. Ob die Unterrichtung frÅher oder sp!-
ter erfolgt, wirkt sich auf die mit dem Tod des Erblassers eingetretene Bereicherung des
Erben nicht aus, sondern nur, ob die Steuer auch tats!chlich festgesetzt wird und der
Erbe durch die Steuerfestsetzung wirtschaftlich belastet ist.

Das gilt auch dann, wenn bei einem Steuerpflichtigen wegen Unregelm!ßigkeiten
schon einmal eine SteuerfahndungsprÅfung durchgefÅhrt wurde und damit zu rechnen
ist, dass weitere Maßnahmen dazu fÅhren kÇnnten, dass die Hinterziehungen auf-
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1 Vgl. BFH v. 4. 7. 2012 II R 15/11, BFHE 238, 233, BStBl II 2012, 790.

2 BFH v. 24. 3. 1999 II R 34/97, BFH/NV 1999, 1339; v. 2. 3. 2011 II R 5/09, BFH/NV 2011, 1147, Rz. 82 ff., und
v. 4. 7. 2012 II R 15/11, BFHE 238, 233, BStBl II 2012, 790, Rz. 17.

3 BFH v. 1. 7. 2008 II R 38/07, BFHE 220, 531, BStBl II 2008, 876; vgl. Meincke, ErbStG, § 10 Rz. 5 ff., Rz. 31.

4 BFH v. 24. 3. 1999 II R 34/97, BFH/NV 1999, 1339; BFH v. 28. 10. 2015 II R 46/13, BFHE 252, 448, BStBl II
2016, 477.

5 BFH v. 28. 4. 1972 III R 111/71, BStBl 1972 II 524; v. 8. 12. 1993 II R 118/89, BStBl 1994 II 216; v. 27. 1. 1999
II R 81/96, BFH/NV 1999, 913 = NWB DokID: UAAAA-63128; ausdrÅcklich an der Rechtsprechung festhal-
tend: BFH v. 28. 10. 2015 II R 46/13, BFHE 252, 448, BStBl 2016 II 477.
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gedeckt werden.1 Wird die Steuerhinterziehung schon w!hrend des Veranlagungs-
bzw. Erhebungszeitraums durch Verletzung der Aufzeichnungspflichten vorbereitet,
kann bereits auf einen nachfolgenden Bewertungsstichtag ohne Verstoß gegen das
Stichtagsprinzip vom Vorsatz zur SteuerverkÅrzung ausgegangen werden. Bei einer Zu-
sammenveranlagung hat auch derjenige, der am Stichtag von der Steuerhinterziehung
des anderen nichts wusste, unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Belastung
die Steuerschulden als hinterzogene Steuern hinzunehmen. Der Ausschluss hinterzoge-
ner Steuern vom Schuldabzug verstÇßt nicht gegen das Verbot der Doppelbestrafung
gem. Art. 103 Abs. 3 GG.2 Die Grunds!tze gelten auch fÅr eine nach gesetzlichen Vor-
schriften zu erlassende Steuer, z. B. die Grundsteuer nach § 32 GrStG.3

Die FinVerw vertritt einen großzÅgigeren Standpunkt. Nach dem im Einvernehmen mit
den obersten FinanzbehÇrden der anderen L!nder ergangenen Erlass des FM NRW vom
14. 11. 2002 S 3810 - 13 - V A 24 kÇnnen vom Erblasser hinterzogene Steuern als Nach-
lassverbindlichkeiten nach § 10 Abs. 5 Nr. 1 ErbStG berÅcksichtigt werden, wenn sie tat-
s!chlich festgesetzt worden sind oder werden. Das gilt auch dann, wenn die Steuerhin-
terziehung erst nach dem Tod des Erblassers, z. B. durch den Erben, aufgedeckt wird.
Die FinVerw macht demnach den Abzug der hinterzogenen Steuern lediglich von deren
tats!chlicher Festsetzung abh!ngig, nicht aber von dem Zeitpunkt, zu dem das zust!n-
dige Finanzamt von der Steuerangelegenheit unterrichtet wurde. Unabh!ngig von die-
sem Zeitpunkt kÇnnen hinterzogene Steuern, die nicht festgesetzt werden, nach dem
Erlass auch nicht als Nachlassverbindlichkeiten abgezogen werden.

Fahrl!ssig verkÅrzte Steuern kÇnnen jedoch abgezogen werden. Die Tatsache, dass
leichtfertig verkÅrzte Steuern als Schulden abgezogen werden kÇnnen, hinterzogene
Steuern vor Aufdeckung der Hinterziehung jedoch nicht, verstÇßt nicht gegen Art. 3
Abs. 1 GG.5 Eine Steuerschuld kann auch nicht vor ihrer rechtlichen Entstehung (vgl.
Rdn. 6 und 18) mit der BegrÅndung abgezogen werden, dass sie am Stichtag eine wirt-
schaftliche Last darstellt.6 Auch Steuerabzugsbetr!ge, die auf dem Einzug einer Forde-
rung lasten (z. B. Kapitalertragsteuer), bilden keine wirtschaftliche Belastung.

Dies gilt grunds!tzlich auch fÅr die Abzugsf!higkeit der laufend veranlagten Steuern.7

Danach sind Schulden aus laufend veranlagten Steuern mit Ablauf des Veranlagungs-
zeitraums8 abzuziehen, ohne dass es auf deren Durchsetzbarkeit zu diesem Zeitpunkt
ankommt.9 Auf den Zeitpunkt der Steuerfestsetzung kommt es nicht an. Eine Abzin-
sung der abziehbaren Einkommensteuerschuld kommt nicht in Betracht.10 Der "ber-
gangsgewinn, der bei Wechsel der Gewinnermittlung von § 4 Abs. 3 EStG zur Gewinn-
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1 BFH v. 18. 9. 1975 III R 76/74, BStBl 1976 II 87.

2 BFH v. 27. 1. 1999 (a. a. O.).

3 Vgl. BFH v. 3. 4. 1959 III 353/57 S, BStBl 1959 III 300.

4 BB 2003, 36.

5 BFH v. 27. 1. 1999 (a. a. O.).

6 BFH v. 30. 4. 1965 III 94/61 U, BStBl 1965 III 402; v. 12. 7. 1968 III 181/64, BStBl 1968 II 794.

7 BFH v. 16. 3. 1984 III R 140/83, BStBl 1984 II 539.

8 Z. B. § 36 Abs. 1 EStG.

9 BFH v. 16. 1. 2008 II R 30/06, BFHE 220, 518, BStBl II 2008, 626.

10 BFH v. 17. 1. 1996 II R 4/93, BFH/NV 1996, 649 = NWB DokID: JAAAB-37975.
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ermittlung nach § 4 Abs. 1 oder 5 EStG entsteht, ist laufender Gewinn des Kalenderjah-
res, in dem erstmals der Bestandsvergleich durchgefÅhrt wird.1 Deshalb entsteht auch
die auf dem "bergangsgewinn beruhende Einkommensteuer als wirtschaftliche Belas-
tung mit dem Ablauf dieses Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum).

Die Grundsteuern entstehen zu Beginn des Kalenderjahres, werden aber erst im Laufe
des Jahres f!llig. Ein Schuldenabzug kommt daher nur insoweit in Betracht, als am Ver-
anlagungszeitpunkt Teilbetr!ge oder Vorauszahlungsbetr!ge fÅr die vor dem Veranla-
gungszeitpunkt liegenden Abrechnungszeitr!ume geschuldet werden.2

$ndert sich die (ursprÅnglich festgesetzte) Steuer z. B. nach einer AußenprÅfung, dann
ist die Steuer in dieser HÇhe an den maßgeblichen Stichtagen vor der AußenprÅfung
nicht nur rechtlich entstanden; sie ist auch eine wirtschaftliche Belastung, weil jeder
Inhaber eines gewerblichen Betriebes damit rechnen muss, dass eine PrÅfung zu einer
ErhÇhung der Steuern fÅhrt.3 Deshalb kann auch bei den laufend veranlagten Steuern
eine Schuld abgezogen werden, soweit die Mehrsteuern fÅr einen Zeitraum zu erheben
sind, der sp!testens im Bewertungszeitpunkt geendet hat. Entsprechendes gilt auch in
anderen F!llen, in denen es rÅckwirkend zu einer Steuernachforderung kommt.4

Wird eine Steuerschuld nachtr!glich ge!ndert, kann die Berichtigung eines bestands-
kr!ftigen Erbschaftsteuerbescheides nur auf § 173 Abs. 1 AO gestÅtzt werden. Die $n-
derung der abzugsf!higen Steuerschuld ist als neue Tatsache anzusehen.

c) Abzugsverbote und -beschr!nkungen fÅr Schulden bei der
Erbschaft- und Schenkungsteuer

Im Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht unterliegt der Abzug von (Kapital-)Schulden
insbesondere nach § 10 Abs. 6 ErbStG bestimmten Beschr!nkungen.5 Danach sind
Schulden und Lasten, soweit sie in wirtschaftlichem Zusammenhang mit VermÇgens-
gegenst!nden stehen, die nicht oder nur zum Teil der Besteuerung nach dem ErbStG
unterliegen, nicht oder nur teilweise abzugsf!hig. Die Abzugsbeschr!nkung erfordert
einen konkreten wirtschaftlichen Zusammenhang der Schulden und Lasten mit be-
stimmten zum Nachlass gehÇrenden VermÇgensgegenst!nden oder VermÇgen. Dies
ist z. B. der Fall, wenn der Erbe ein Darlehen zu tilgen hat, das der Erblasser zum Kauf
eines zum Nachlass gehÇrenden ganz oder teilweise steuerbefreiten VermÇgensgegen-
stands (z. B. GrundstÅck, Beteiligung an einer Personengesellschaft oder Anteil an einer
Kapitalgesellschaft) aufgenommen hatte. Fehlt es an einem solchen konkreten Zusam-
menhang einer Nachlassverbindlichkeit mit bestimmten zum Nachlass gehÇrenden
VermÇgensgegenst!nden oder VermÇgen, so wird ein wirtschaftlicher Zusammenhang
mit allen zum Nachlass gehÇrenden VermÇgensgegenst!nden und VermÇgen nicht al-
lein dadurch begrÅndet, dass der Erbe zur ErfÅllung der Verbindlichkeit verpflichtet ist.
Diese Verpflichtung des Erben begrÅndet keinen wirtschaftlichen, sondern allenfalls ei-
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1 Vgl. BFH v. 28. 5. 1968 IV R 202/67, BStBl 1968 II 650.

2 Vgl. auch BFH v. 7. 5. 1971 III R 53/70, BStBl 1971 II 681.

3 RFH v. 7. 11. 1940 III 107/40, RStBl 1941, 63.

4 Vgl. BFH v. 28. 6. 1995 II R 37/92, BFH/NV 1996, 106 = NWB DokID: QAAAB-37186.

5 Vgl. hierzu die Zusammenstellung in R 31 ErbStR und die Kommentierung zu § 10 ErbStG.
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nen rechtlichen Zusammenhang. Der BFH1 lehnt es deshalb ab, PflichtteilsansprÅche
oder ZugewinnausgleichsansprÅche der Abzugsbeschr!nkung zu unterziehen.

Von dieser Auslegung des § 10 Abs. 6 ErbStG durch den BFH geht im Grundsatz auch
die FinVerw aus. Nach R 31 Abs. 2 S. 2 ErbStR 2003 und R E 10.10 Abs. 2 S. 2 ErbStR
2011 besteht „bei anderen allgemeinen Nachlassverbindlichkeiten“ kein wirtschaftli-
cher Zusammenhang mit den einzelnen erworbenen VermÇgensgegenst!nden. Diese
allgemeinen Nachlassverbindlichkeiten sind daher auch dann in voller HÇhe abziehbar,
wenn zum Erwerb von Todes wegen ganz oder teilweise steuerbefreite VermÇgens-
gegenst!nde oder VermÇgen i. S. d. § 10 Abs. 6 ErbStG gehÇren. Zu den allgemeinen
Nachlassverbindlichkeiten rechnet die FinVerw Steuerschulden, ein Konsumentendarle-
hen2 und die Erbfallkosten (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG). Bei PflichtteilsansprÅchen besteht
aber nach Ansicht der FinVerw3 ein wirtschaftlicher Zusammenhang mit den einzelnen
erworbenen VermÇgensgegenst!nden unabh!ngig davon, inwieweit sie steuerbar oder
steuerbefreit sind, so dass diese Last von der Beschr!nkung des Abzugs nach § 10 Abs. 6
ErbStG erfasst wird. Dieser Ansicht der FinVerw kann nicht gefolgt werden. Die Pflicht
des Erben zur ErfÅllung eines geltend gemachten Pflichtteilsanspruchs steht ebenso
wenig in wirtschaftlichem Zusammenhang mit den einzelnen erworbenen VermÇgens-
gegenst!nden wie die anderen allgemeinen Nachlassverbindlichkeiten.4 Dasselbe gilt,
soweit die FinVerw die Abzugsbeschr!nkung nach § 10 Abs. 6 ErbStG auch auf die
Pflicht des Erben zur Zahlung des Zugewinnausgleichs an den Åberlebenden Ehegatten
des Erblassers anwendet.5

Mit EinfÅhrung der am gemeinen Wert orientierten Bewertungsverfahren fÅr das
Grund- und BetriebsvermÇgen sind die frÅheren Grunds!tze zur gemischten Grund-
stÅcksschenkung gegenstandslos geworden.6

Geht ein Erbbaurecht schenkweise oder von Todes wegen Åber, verbietet § 148 Abs. 6
BewG die Verpflichtung zur Zahlung des Erbbauzinses als gesonderte Verpflichtung
(Schuld) abzuziehen. Dies hindert den Erwerber von Todes wegen jedoch nicht, am
maßgeblichen Stichtag f!llige, vom Erblasser dem EigentÅmer des mit dem Erbbau-
recht belasteten GrundstÅcks noch geschuldete Erbbauzinsen als Nachlassverbindlich-
keit abzuziehen. Entsprechendes gilt auch fÅr den "bergang eines mit einem Erbbau-
recht belasteten GrundstÅcks. Auch fÅr diesen Fall verwehrt § 148 Abs. 1 Satz 2 BewG
das (Forderungs-)Recht auf den Erbbauzins als gesondertes Recht anzusetzen. Am
Stichtag rÅckst!ndige und damit f!llige und vom Erbbaurechtsnehmer noch nicht er-
fÅllte AnsprÅche mÅssen jedoch als Kapitalforderung angesetzt werden.

Beim "bergang von VermÇgen, fÅr welches ein Steuerwert (z. B. Grundbesitzwert) ge-
sondert festgestellt wird, ist hinsichtlich des Ansatzes von Schulden und Lasten, die in
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1 BFH v. 22. 7. 2015 II R 12/14, BFHE 250, 225, BStBl II 2016, 230, Rn. 26.

2 H E 10.10 „PflichtteilskÅrzung“ der Hinweise zu den ErbStR 2011, BStBl I 2011, Sondernummer 1, 117.
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Ministeriums fÅr Finanzen und Wirtschaft BaWÅ vom 14. 1. 2015 3-S381.0/46, ErbSt-Kartei BW § 10 ErbStG
Karte 31.

6 R.E 7.4 ErbStR 2011; koord. L!ndererl. v. 20. 5. 2011 und 19. 8. 2011.
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wirtschaftlichem Zusammenhang mit solchem VermÇgen stehen, zu beachten, dass
diejenige Schulden oder Lasten, die bereits in den Steuerwert eingegangen sind, nicht
nochmals angesetzt werden dÅrfen.1

2. Ansatz mit dem Nennwert (§ 12 Abs. 1 BewG)

a) Nennwert als Bewertungsmaßstab

Kapitalforderungen und Kapitalschulden sind grunds!tzlich mit dem Nennwert anzu-
setzen, wenn nicht besondere Umst!nde einen hÇheren oder geringeren Wert begrÅn-
den. Nennwert ist der Betrag, den der Schuldner bei F!lligkeit der Forderung an den
Gl!ubiger zu zahlen hat.2 Der Nennwert ist der dem gemeinen Wert entsprechende Be-
wertungsmaßstab fÅr Kapitalforderungen. Soweit die Ausstattung von Kapitalforde-
rungen auf persÇnlichen Beziehungen zwischen den Vertragsparteien beruht, ist, da
Forderungen notwendig personenbezogen sind, die BerÅcksichtigung dieser Ausstat-
tung nicht nach § 9 Abs. 2 BewG ausgeschlossen.3 Forderungen sind grunds!tzlich ohne
die durch ihre ErfÅllung eintretenden steuerlichen Folgen4 sowie ohne BerÅcksichti-
gung von getroffenen ErfÅllungsabreden5 anzusetzen.

Ist die Forderung zusammen mit einem Aufgeld (Agio) zu tilgen, ist dieses neben dem
Nennbetrag der Kapitalforderung anzusetzen.6 Ein bei der Auszahlung eines Darlehens
einbehaltenes Abgeld (Disagio) ist regelm!ßig als laufzeitabh!ngige Zinsvorauszah-
lung anzusehen und anzusetzen, soweit es am Stichtag durch die bisherige Kapitalnut-
zung noch nicht verbraucht ist.7

Das Disagio ist beim Darlehensgeber als Schuld zu berÅcksichtigen, soweit es sich um
eine laufzeitabh!ngige Zinsvereinbarung handelt;8 die Schuld ist innerhalb der verein-
barten Laufzeit nach der Zinsstaffelmethode aufzulÇsen. In "bernahme der zivilrecht-
lichen Rechtsprechung9 geht die FinVerw davon aus, dass das Disagio regelm!ßig als
laufzeitabh!ngig anzusehen ist.10 Beim Darlehensnehmer fÅhrt die Rechtsprechung
zum Ansatz eines entsprechenden Besitzpostens. Anderes gilt, soweit Kreditinstitute
zur Refinanzierung ihres Kreditgesch!fts Schuldverschreibungen zu einem unter dem
Nennwert liegenden Ausgabebetrag (Emissionsdisagio) begeben. Denn das sog. Emis-
sionsdisagio stellt zivilrechtlich keinen laufzeitabh!ngigen Zins dar. Zwischen dem
Emittenten und den Erwerbern von Inhaberschuldverschreibungen (Anlegern) besteht
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1 Vgl. hierzu noch zur alten Rechtslage: BFH v. 17. 1. 1996 II R 4/93, BFH/NV 1996, 649 = NWB DokID:
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